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Konstantin Pritzel

Die Tschechoslowakei und der sozialistische 
Internationalismus in Aktion

Am Sonnabend, dem 15. Juni 1968, kehrte eine 
tschechoslowakische Parlamentsdelegation aus 
Moskau nach Prag z
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urück. Zu den Mitgliedern 
der Delegation gehörten auch der stellvertre-
tende Vorsitzende der Nationalversammlung 
und Abgeordnete der Volkspartei J. Zednik. 
über seine Eindrücke befragt, führte er in 
einem Interview aus ):

. . Vormittags besuchten wir Leonid Bresch-
new. Er empfing uns sehr herzlich, und die 
Unterhaltung dauerte volle zwei Stunden 
länger, als das Protokoll vorgesehen hatte . . . 
Breschnew erklärte, daß sowjetischerseits ge-
wisse Fehler gemacht worden waren, aber es 
hatte sich entschieden um keine Beeinflussung 
der Entwicklung in der Tschechoslowakei ge-
handelt . . . Breschnew sprach wirklich gefühl-
voll sein Bedauern darüber aus, was von Fall 
zu Fall vorgekommen war, während bei ihnen 
— wie wir uns selbst überzeugen konnten 
das Verhältnis zur CSSR unverändert innig 
und herzlich bleibe. Er respektiere sehr unsere 
Bedingungen, von denen wir derzeit ausgehen, 
bedauere nur, daß es zu Extremen käme und 
daß die Sowjetunion angegriffen würde. Ich 
hatte nicht gedacht, in den Augen eines so 
hohen Funktionärs und Frontsoldaten Tränen 
zu sehen. Er sagte sogar ungefähr dies — ich 
zitiere nicht wörtlich, der Sinn jedoch bleibt —-
Die Sowjetunion ist bereit, sich sogar vor

Bereits auf dem Oktober-Plenum 1967 des 
Zentralkomitees der KPC war es zu Ausein-
andersetzungen zwischen Novotny und seinem 
späteren Nachfolger Dubcek gekommen. Als 
kurz darauf der sowjetische Parteichef Bresch-
new zu einem Blitzbesuch in Prag erschien, 
wurde dieser Besuch auf der nächsten ZK-Sit-
zung zum Stein des Anstoßes. Eine ehemali-
ger Sportfunktionär wollte wissen, wer Bre-
schnew eingeladen hätte und ob es darum 
ginge, die in Gang befindliche Abwahl No-
votnys zu verhindern. Daß es tatsächlich dar-
um ging, sollte sich sehr schnell bestätigen.

Vorwort

einem internationalen Gerichtshof gegen die 
ungerechten Beschuldigungen zu verteidigen, 
die im Zusammenhang mit den Ereignissen in 
der CSSR erhoben wurden. Niemand habe An-
weisungen gegeben, es solle dies oder jenes 
geschehen.' Breschnew erklärte, sie hätten Po-
len nie zur Sozialisierung gezwungen, wes-
halb hätten sie es im Falle der CSSR tun sol-
len?"

In der Nacht vom 20. auf den 21. August fielen 
sowjetische, bulgarische, polnische, ungarische 
und sowjetzonale Truppen in die Tschechoslo-

wakei ein. In der am darauffolgenden Tag von 
der sowjetischen Nachrichtenagentur TASS 
herausgegebenen Mitteilung steht der Satz:

„Diese Länder sind einmütig darin, daß die 
Unterstützung, die Festigung und der Schutz 
der sozialistischen E
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rrungenschaften der Völ-
ker die gemeinsame internationale Pflicht aller 
sozialistischen Staaten ist. Dieser ihr gemein-
samer Standpunkt wurde auch in der Bratisla-
vaer Erklärung feierlich verkündet." )

1. Der Sturz Novotnys

Der sowjetische Botschafter in Prag, Tscher-
wonenko, versuchte den Mitgliedern des Zen-
tralkomitees klarzumachen, daß Novotny im 
Ami bleiben müsse, und auch der Botschafter 
der DDR in Prag, Florin, erhob nachdrücklich 
dahin gehende Vorstellungen. Gestützt auf 
diese Interventionen und sich auf die Loyalität 
der Polizeiformationen verlassend, zog No-
votny Anfang Januar sein kurz vorher unter-

1) Lidova democracie vom 17. 6. 68 und npa/TK 
vom 17. 6. 68.
2) TÄSS vom 21. 8. 68 und Neues Deutschland vom 
21. 8. 68.



breitetes Rücktrittsgesuch zurück. Aber der 
Lauf der Dinge war nicht mehr aufzuhalten. In 
der ersten geheimen Abstimmung in der Ge-
schichte des ZK der KPC wurde der Chef der 
slowakischen Parteiorganisation, Anton Dub-
cek, zum Ersten Sekretär gewählt.

Bald darauf sollten sich mit der Flucht des 
Generalmajors und Sekretärs der Parteiorga-
nisation der politischen Hauptverwaltung im 
Verteidigungsministerium, Sejna, nach den 
USA bereits vorher aufgetauchte Meldungen 
bestätigen, wonach die mit Novotny liierte 
militärische Führungsspitze mit Hilfe des Ein-
satzes der 1. Panzerdivision, einer Elitefor-
mation des Warschauer Paktes, den Macht-
wechsel hatte verhindern wollen. Es kann 
heute kaum noch einen Zweifel darüber ge-
ben, daß der 5. Januar 1968, der Tag, an dem 
das ZK der KPC Anton Novotny seiner Funk-
tion als Parteichef enthob, in die Geschichte 
der Tschechoslowakei eingehen wird. Mit die-
ser Maßnahme wurde ein Prozeß ausgelöst, 

der zur Zeit noch in vollem Gange ist und des-
sen Ausgang sich noch nicht absehen läßt.
Die nun folgenden Wochen waren gekenn-
zeichnet durch lebhafte innenpolitische Aus-
einandersetzungen und das Vordringen der 
reformwilligen Kräfte in allen Bereichen des 
öffentlichen Lebens:
— Am 5. März 1968 wurde der Chefideologe 

Jiri Hendrych abgesetzt ).3

— Am 8. März forderten Generalstabsoffiziere 
in einem offenen Brief den Rücktritt No-
votnys vom Amt des Staatspräsidenten.

— Am 9. März begannen im ganzen Lande 
Sitzungen der örtlichen Parteikomitees, auf 
denen eine Wetterführung des Prozesses 
der Demokratisierung gefordert wurde.

— Am 12. März mußte der Gewerkschaftschef 
Miroslaw Pastyric seinen Posten zur Ver- • 
fügung stellen.

— Am 14. März wurde Michal Chudik, der 
Vorsitzende des slowakischen Nationalra-
tes, abgesetzt, nachdem er sich auf der Ja-
nuar-Tagung des ZK für Novotny einge-
setzt hatte.

— Am 15. März wurden Innenminister Kudnra 
und Staatsanwalt Jan Bartuska entlassen. 
Beide galten als Gefolgsleute Novotnys 
und waren durch ihre stalinistische Ver-
gangenheit schwer belastet.

— Am 16. März bekräftigte Dubcek seinen 
Willen zur Demokratisierung des Landes. 
Die Presse begann sich mehr und mehr von 
den Fesseln der Zensur zu befreien.

3) Hendrych war zur Schlüsselfigur der Auseinan-
dersetzungen mit den tschechoslowakischen Schrift-
stellern und Intellektuellen geworden. Den Höhe-
punkt erreichten diese Auseinandersetzungen auf 
dem 4. Kongreß des Schriftstellerverbandes im 
Juni 1967, als die Parteifunktionäre unter Führung 
Flendrychs die Neuwahl des Präsidiums und des 
Sekretariats verhinderten. Als H. im Dezember 
1967 dann in Dubcek den kommenden Mann zu er-
kennen glaubte, versuchte er, die Fronten zu 
wechseln. Seine Gegner aber mit Prof. Goldstücker, 
dem Rektor der Prager Universiät und neugewähl-
ten Präsidenten des Schriftstellerverbandes an der 
Spitze, forderten seine Abberufung als Leiter der 
ideologischen Kommission des ZK. Sein Nachfol-
ger wurde Josef Spacek.

Am 22. März bot Novotny dem Präsidium der 
Nationalversammlung seinen Rücktritt als 
Staatschef an. Der Rücktritt, der angenommen 
wurde, löste eine Welle von Demissionen und 
Entlassungen aus.
Am 30. März wählte die tschechoslowakische 
Nationalversammlung — erstmalig seit der 
sozialistischen Umgestaltung in geheimer Wahl 
— den früheren Verteidigungsminister Ludwig 
Svoboda zum Staatspräsidenten.



2. Umbildung der Parteispitze und Regierung — 
Aktionsprogramm der KPC

a) Der Parteiapparat

Bereits auf der Plenarsitzung des ZK der KP 
im Januar 1968 war beschlossen worden, die 
bisher bestehende Personalunion für die Funk-
tion des Parteichefs und Staatschefs aufzuhe-
ben. Gleichzeitig wurde eine Reihe von Perso-
nalveränderungen in den Führungsgremien der

Partei vorgenommen, denen weitere mit der 
ZK-Tagung vom 5. April folgten. Die nachste-
hende Übersicht zeigt die personelle Zusam-
mensetzung des Präsidiums und Sekretariats 
des ZK der KP nach dem 13. Parteikongreß 
im Juni 1966 sowie nach den ZK-Tagungen im 
Januar und April 1968:



b) Die Regierung

Am 8. April stellte der nunmehrige tschecho-
slowakische Staatschef Svoboda die neue Re-
gierung vor. Zum Ministerpräsidenten wurde 
Oldrich Cernik, zu seinen Stellvertretern Dr. 
Colotka, Frantisek Hamouz, Dr. Gusav Hu-
sak, Dr. Ota Sik und Dr. Lubomir Strougal er-
nannt. Die am selben Tage auf der Prager 
Burg unterbreitete Regierungserklärung war 
auf drei Hauptthemen orientiert:

1. Auf die mit der Sicherstellung der demo-
kratischen und bürgerlichen Rechte und der 
Gleichberechtigung aller in der Tschechoslo-
wakei lebenden Nationalitäten zusammenhän-
genden Fragen und auf die Rehabilitierung 
und Beseitigung aller Ungesetzlichkeiten der 
vergangenen Jahre.

2. Auf die Umgestaltung der Volkswirtschaft, 
die Probleme des Außenhandels und die Ver-
besserung des Lebensniveaus der Bevölke-
rung.

3. Auf die Fragen der Außenpolitik und der 
Gewährleistung der Sicherheit des Landes ).4

4) Zusammenfassung in CTK/npa vom 24. 4. 1968.
5) Rude Prawo vom 12. 4. 1968.

c) Aktionsprogramm der KPC

Am 11. April beschloß das ZK der KP ein 
neues Aktionsprogramm, das den künftigen 
Weg der Partei festlegte
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. Als besonders be-
deutungsvolle Leitsätze seien aus diesem Pro-
gramm, dessen offizielle Bezeichnung „Der 
Weg der Tschechoslowakei zum Sozialismus" 
lautet, die folgenden zitiert ).

„Das Wesentliche ist die Reform des gesam-
ten politischen Systems, die eine dynamische 
Entwicklung, der sozialistischen gesellschaft-
lichen Verhältnisse, die Kombination einer 
breiten Demokratie mit einem hochqualifizier-
ten und wissenschaftlichen Management, die 
Stärkung der Gesellschaftsordnung, die Stabi-
lisierung der sozialistischen Verhältnisse und 
die Aufrechterhaltung der gesellschaftlichen 
Disziplin ermöglicht. Die Grundstruktur des 
politischen Systems muß gleichzeitig feste Ga-
rantien gegen eine Rückkehr zu den alten Me-
thoden des Subjektivismus und der Willkür *

aus einer einzigen Machtstellung heraus vor-
sehen. Die grundsätzliche Orientierung der 
tschechoslowakischen Außenpolitik ist das 
Bündnis und die Zusammenarbeit mit der So-
wjetunion und den anderen sozialistischen 
Ländern. . ..

Es ist nicht möglich, von einer Position der 
Macht aus durch willkürliche Interpretation 
vorzuschreiben, welche Informationen den 
werktätigen Menschen zugänglich gemacht 
werden, welche Auffassungen öffentlich be-
kundet und wo die öffentliche Meinung eine 
Rolle spielen könne. Die Gesetze müssen auch 
die Redefreiheit von Minderheiten nachhalti-
ger garantieren. Die verfassungsrechtliche Frei-
zügigkeit, insbesondere die Reisen von Bür-
gern ins Ausland, müssen durch Gesetz garan-
tiert werden. ... Niemand darf ohne Grund 
in die Position eines Emigranten gebracht 
werden. Gleichzeitig müssen die Interessen 
des Staates gegen die Abwanderung gewisser 
Kategorien von Fachkräften geschützt wer-
den. . . .

Der tieferliegende Grund für die Beibehaltung 
überholter Methoden der Wirtschaftslenkung 
war die Deformation des politischen Systems 
gewesen. Außerdem war es Anfang der 60er 
Jahre auf Grund der ungünstigen außenwirt-
schaftlichen Lage zu einem Zustand ernsthaften 
wirtschaftlichen Ungleichgewichts gekommen. 
Die unmittelbare Ursache früherer Unzuläng-
lichkeiten lag darin, daß es innerhalb der Par-
tei eine zu starke Konzentration der Entschei-
dungsgewalt gegeben hat und daß einzelne 
Personen, insbesondere der Genosse Antonin 
Novotny, eine außergewöhnliche Position in-
nehatte. . . .

Das Programm der Demokratisierung der Wirt-
schaft umfaßt insbesondere die Herbeiführung 
der Unabhängigkeit von Unternehmen und 
Unternehmensgruppen, deren relative Unab-
hängigkeit von den Staatsorganen, die volle 
und wirkliche Geltendmachung des Rechts des 
Verbrauchers auf Bestimmunng seines Konsums 
und seines Lebensstils, das Recht auf freie Be-
rufswahl sowie das Recht, die echte Möglich-
keit von werktätigen und gesellschaftlichen 
Gruppen, bei der Gestaltung der Wirtschafts-
politik ihre eigenen wirtschaftlichen Interes-
sen zu formulieren und zu verfechten."



3. Politische und ideologische Aspekte des Demokratisierungsprozesses 
in der CSSR

Die Ablösung der stalinistischen Machthaber 
mit Novotny an der Spitze und die Einleitung 
des Demokratisierungsprozesses in der ÖSSR 
sind wesensmäßige Bestandteile eines im ge-
samten internationalen Kommunismus spür-
baren Prozesses. Es handelt sich um Ausein-
andersetzungen zwischen dem orthodoxen Flü-
gel des kommunistischen Lagers und den nach 
Modernisierung, Liberalisierung und Unabhän-
gigkeit von der sowjetischen Bevormundung 
drängenden Kräften.

Dieser Konflikt hat politische und ideologische 
Aspekte. Was die politische Seite angeht, so 
wäre hier zunächst darauf hinzuweisen, daß 
mit dem Erneuerungsprozeß in der ÖSSR zu 
keinem Zeitpunkt die sozialistische Ordnung 
im Innern und die Zugehörigkeit zum Pakt-
system der sozialistischen Staaten als Prinzip 
der Außenpolitik in Frage gestellt wurde. 
Wohl aber bedeutet die tschechoslowakische 
Version des Sozialismus die Anerkennung der 
Würde und der Rechte des einzelnen Men-
schen im Sinne der Charta der Vereinten Na-
tionen, die Besinnung der Völker der Tsche-
choslowakei auf ihre nationale Integrität und 
auf das Recht der eigenverantwortlichen Ge-
staltung ihrer inneren Ordnung. Unverkennbar 
spielen hier als Elemente der Reform der 
Dualismus zwischen den tschechischen und 
slowakischen Volksteilen, aber auch die Ver-
letzung der Würde und des nationalen Be-
wußtseins des gesamten Volkes, wie sie seit 
1948 durch die Mißachtung der Person des 
Gründers der tschechoslowakischen Republik, 
Thomas Masaryk, geschah, eine nicht zu unter-
schätzende Rolle.

Weiterhin erstreckt sich der Prozeß der 
Demokratisierung auf die eigenverantwortli-
che Wahrnehmung der wirtschaftlichen Inter-
essen sowie auf die Gestaltung der gesamt-
wirtschaftlichen Ordnung im Rahmen der sozia-
listischen Grundvorstellungen. Und es bedeu-
tet schließlich die Verwirklichung des auf zahl-
losen Tagungen und Konferenzen immer wie-
der manifestierten Grundsatzes der Nichtein-
mischung in die inneren Angelegenheiten, was 

auf die Absage an die sowjetische Suprematie 
und die Umwandlung der bestehenden hege-
monialen Bündnissysteme (Warschauer Pakt, 
Comecon) in Gemeinschaften wirklich gleich-
berechtigter Partner hinausläuft.

In ideologischer Hinsicht bedeutet der Demo-
kratisierungsprozeß die Bereinigung des mar-
xistisch-sozialistischen Gedankengutes von 
gewissen leninistisch-stalinistischen Entartun-
gen, und als wichtigste Schlußfolgerung daraus 
eine Neudefinierung des Wesens und der Rolle 
der kommunistischen Partei. Die Spaltung der 
russischen Sozialdemokratie in Menschewiken 
und Bolschewiken um die Jahrhundertwende 
erfolgte im Zeichen der Meinungsverschieden 
heiten über die Partei. Für die Menschewiken 
war sie eine lose Gemeinschaft von Menschen 
mit gleichen politischen Idealen. Lenin da-
gegen sah in der Partei eine disziplinierte und 
organisierte Gruppe von zu allem entschlosse-
nen Berufsrevolutionären, von Kämpfern um 
die politische Macht. Sozialisten, Arbeiterfüh-
rer und Gewerkschafter, die seine Theorien 
nicht teilten und nicht im Sinne seiner Auffas-
sungen handelten, waren für ihn nichts ande-
res als von Imperialisten gekaufte Diversanten, 
Spione und Verräter.

Neben den rein machtpolitischen, strategi-
schen und wirtschaftspolitischen Fragen muß-
ten vor allem auch diese ideologischen Aspek-
te zu einer Konfrontation mit der Sowjetunion 
und ihren orthodoxen Verbündeten führen. 
Von dem Sonderfall der DDR einmal abgese-
hen, bildet die Tschechoslowakei das einzige 
industriell fortgeschrittene Land, in dem — 
wenn auch mit Hilfe des sowjetischen Mili-
tärs — die sowjetische Version des Sozialis-
mus nach 1945 eingeführt worden war. Die Ab-
kehr des Landes von dieser Ordnung mußte 
nun von vornherein den Gedanken der Un-
brauchbarkeit des sowjetischen Systems für 
höher entwickelte moderne Industriegesell-
schaften nahelegen. So barg der tschechoslo-
wakische Erneuerungsprozeß auch die Gefahr 
einer Kettenreaktion, ja sogar von Fernwir-
kungen bis hinein in die Sowjetunion in sich.



4. Besprechungen und Konferenzen

Aus dieser Sicht der Dinge erklärt sich das 
Interesse, das von Seiten der Sowjetunion und 
des gesamten stalinistischen Flügels den Vor-
gängen in der SSR von Anfang an entgegen 
gebracht wurde. Dieses Interesse fand seinen 
Ausdruck u. a. in einer Serie von Begegnun-
gen, Besprechungen und Konferenzen, die in 
den Monaten Januar bis Mai 1968 stattfanden. 
Alle diese Veranstaltungen hatten letzten En-
des gemeinsam, daß die Vertreter des ortho-
doxen Lagers versuchten, die ihnen unbequeme 
Entwicklung in der CSSR zu beeinflussen und 
den Demokratisierungsprozeß in eine ihnen 
annehmbare Richtung zu kanalisieren. Ande-
rerseits war es das Anliegen der Prager Re-
former, Verständnis für den von ihnen be-
schrittenen Weg zu wecken und die Gegner 
wenigstens zum Stillhalten zu veranlassen. In 
diesem Sinne sind hier die folgenden bilatera-
len und multilateralen Begegnungen zu ver-
merken:
Nach dem überraschenden Erscheinen Bresch-
news am 8. Dezember 1967 in Prag folgte am 
29. und 30. Januar 1968 die erste offizielle Reise 
Dubceks als Parteichef nach Moskau, wo dem 
Kommunique nach vor allem über „Fragen des 
weiteren Ausbaus der tschechoslowakisch-
sowjetischen Zusammenarbeit auf verschiede-
nen Gebieten und vor allem über einige Fra-
gen der internationalen Politik und der inter-
nationalen kommunistischen und Arbeiterbe-
wegung ..." gesprochen wurde.
Am 6 . und 7 . März 1968 fand in Sofia eine Ta-
gung des politischen beratenden Ausschusses 
der Mitgliedstaaten des Warschauer Vertrages 
statt.
Am 23. März 1968 trafen sich in Dresden die 
Parteichefs und Ministerpräsidenten der So-

von Januar bis Mai 1968

wjetunion (Breschnew und Kossygin), der 
Tschechoslowakei (Dubcek und Lenart), Un-
garns (Kadar und Fock), Polens (Gomulka und 
Cyrankiewicz) sowie der DDR (Ulbricht und 
Stoph); aus Bulgarien waren das Politbüromit-
glied Todorow und der stellv. Ministerpräsi-
dent Sch. Schiwkoff erschienen. Rumänien 
hatte keine Delegation entsandt. Im Kommu-
nique heißt es: „Die Vertreter der KPC und 
der Regierung der CSSR informierten über den 
Stand der Realisierung der Beschlüsse des Ja-
nuarplenums des ZK der KPC ..."

Am 4. Mai 1968 traf der tschechoslowakische 
Parteichef Dubcek in Begleitung des Parla-
mentspräsidenten Smrkovsky und des slowa-
kischen Parteisekretärs Bilak zu einem Blitz-
besuch in Moskau ein. Die Einladung des 
Kreml war unmittelbar nach der einstimmigen 
Annahme der Gesetze über die Sozial- und 
Wirtschaftsreform durch das Prager Parlament 
erfolgt.
Am 8. Mai 1968 fand in Moskau ein Treffen 
führender Funktionäre der Bulgarischen Kom-
munistischen Partei, der Ungarischen Soziali-
stischen Arbeiterpartei, der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands, der Polnischen 
Vereinigten Arbeiterpartei und der Kommu-
nistischen Partei der Sowjetunion statt. Wäh-
rend des Treffens erfolgte' ein Meinungsaus-
tausch über aktuelle Probleme der internatio-
nalen Lage und der internationalen kommuni-
stischen und Arbeiterbewegung 6).

Auf Einladung des Präsidiums der KPC und 
der Regierung hielt sich der sowjetische Mini-
sterpräsident A. Kossygin vom 17. bis 25. Mai 
1968 in der CSSR auf, wobei er die Tage vom 
19. bis 23. Mai in Karlsbad verbrachte.

5. Die SED als lautstärkster Gegner der Prager Reformer

a) Propagandakampagne und Pressepolemik

In gleichem Maße, wie Dubcek und seine 
Freunde darangingen, ihr Reformprogramm zu 
verwirklichen, wuchs das Unbehagen auf sei-
fen der kommunistischen Orthodoxie. Dabei 
trat die SED von Anfang an durch besondere 
Aggressivität hervor. Bereits Mitte Februar 
wurde die Verbreitung der „Prager Volkszei-
tung" — das Organ der deutschsprachigen 
Volksgruppe in der CSSR — eingeschränkt 
und Ende Juni ihr Vertrieb völlig unterbun-
den. Die SED war bemüht, tunlichst nichts über 

den Umfang des Demokratisierungsprozesses 
in der CSSR bekannt werden zu lassen. So 
sprach man nur von revisionistischen Tenden-
zen oder polemisierte ggf. gegen einzelne 
tschechoslowakische Funktionäre, Publizisten 
oder Wissenschaftler7).

6) Kommunique in: Neues Deutschland v. 9. 5. 1968.
7) So wurden die tschechoslowakischen Professoren 
Snejdarek u. Filipec im „Neuen Deutschland" 
(11. 5. 68) und in der „Berliner Zeitung" (15. 5. 68) 
angegriffen, weil sie an den Diskussionen der 
„Kreml-Runde" des westdeutschen Fernsehens 
teilgenommen hatten.



Erklärungen und Maßnahmen der Reformer in 
Prag, die nicht in das politische Konzept der 
Einheitspartei paßten, wurden unterschlagen. 
Ost-Berliner ADN- und ND-Korrespondenten 
in Prag lieferten zwar regelmäßig Berichte, die 
jedoch nur selten gedruckt oder gesendet wur-
den.

In einer Prager Rundfunksendung antwortete 
am 11. März der Berliner Korrespondent des 
tschechoslowakischen Rundfunks auf die Frage, 
wie die Bürger in der DDR darüber informiert 
sind, was in der CSSR geschieht:

„Sie sind überhaupt nicht informiert, weil die 
DDR-Presse darüber, was bei uns geschieht, 
nicht berichtet oder aus den Reden von Staats-
männern nur die Abschnitte bringt, die über 
positive Sachen sprechen. Zum Beispiel wurden 
aus der Rede Alexander Dubceks auf der Pra-
ger Burg anläßlich des Februar-Jahrestages 
alle Passagen über die Fehler der Vergangen-
heit, über die Deformationen unserer sozialisti-
schen Einrichtungen und auch über alle insti-
tutionellen Änderungen, die in der Zukunft 
durchgeführt werden sollen, ausgelassen."

Etwa von April/Mai an läßt sich eine zweite 
Phase in der Behandlung der tschechoslowaki-
schen Vorgänge durch die SED erkennen. War 
bisher nur von revisionistischen Tendenzen die 
Rede gewesen, so wurde nun der Vorwurf der 
„konterrevolutionären Umtriebe" erhoben. Die 
erste Attacke dieser Art erfolgte auf dem Ost-
Berliner Philosophie-Kongreß Ende April 1968, 
als der Chefideologe der SED, Hager, den 
damaligen tschechoslowakischen Forstminister 
und heutigen Präsidenten der Nationalver-
sammlung Smrkowsky angriff und damit 
ernste diplomatische Proteste der Tschechoslo-
wakei auslöste.

b) Parteiinterne Instruktionen

Wesentlich größeres Gewicht aber mußte 
einem anderen Vorgang beigemessen werden. 
Ende Mai/Anfang Juni veröffentlichten meh-
rere tschechoslowakische Zeitungen und Zeit-
schriften 8) Auszüge aus internen Instruktio-
nen des SED-Zentralkomitees über die Lage in 
der CSSR. Diese Instruktionen waren den Be-
richten nach im Mai auf Parteiaktivtagungen 
des SED verlesen sowie allen Redaktionen der 

8) Es handelte sich um die „Preßburger Prawda", 
das Organ des tschechoslowakischen Schriftsteller-
verbandes Literarni Listy, sowie die Monatszeit-
schrift des tschechoslowakischen Schriftstellerver-
bandes „Reporter". Von der SED ist die Echtheit 
dieser Instruktionen auch nach ihrer Veröffent-
lichung niemals dementiert worden.

Bezirkspresse zur Kenntnis gegeben worden. 
Wörtlich wurden aus diesen Instruktionen die 
folgenden Auszüge zitiert:

„Die KPC hat praktisch die Macht verloren. 
Loyale Kommunisten wurden aus den höch-
sten Staatsorganen entfernt. Heimliche Feinde 
der Partei des Volkes, die direkt oder indirekt 
im Dienst des Imperialismus stehen, haben die 
führende Funktion eingenommen. Durch die 
Einführung geheimer Wahlen wurde auf den 
Parteikonferenzen die Wahl parteifeindlicher 
Kandidaten und die Abwahl bewährter Genos-
sen ermöglicht. Die Rückkehr zum bourgoisen 
Vorkriegsregime ist im Aktionsprogramm der 
KPC verankert. Dieses Programm richtet sich 
im Endeffekt gegen die Grundlagen des Sozia-
lismus. Unter der Losung der Pressefreiheit 
wurde in der Tschechoslowakei der Konterre-
volution Freiheit gewährt. Die konterrevolu-
tionäre Politik hat bereits ungezählte gute Ge-
nossen, ergebene Söhne der Arbeiterklasse, 
zum Selbstmord bewogen. Gleichzeitig wurde 
der antisowjetischen Propaganda und der Pro-
paganda für die Liquidierung des Bündnisses 
mit den sozialistischen Ländern Tür und Tor 
geöffnet. Die Versicherungen führender tsche-
choslowakischer Repräsentanten über ihre 
Freundschaft zur Sowjetunion und zu den ver-
bündeten Ländern sind wertlos, weil diesen 
Leuten die Kontrolle über die Entwicklung aus 
den Händen gewichen ist, weil sie praktisch 
keine Macht mehr haben. Die Machtorgane ha-
ben die Kontrolle so weit verloren, daß an den 
Grenzen der Tschechoslowakei ein Durchein-
ander herrscht: Klassenfeinde und imperialisti-
sche Agenten können über die Grenzen unge-
hindert in die Tschechoslowakei eindringen. 
Sie können auch ihr technisches Spionagege-
rät über die Grenze bringen, da niemand ihr 
Gepäck kontrolliert.

Die Entwicklung hat einen Punkt erreicht, wo 
sie aufhört, eine rein innere Angelegenheit der 
Tschechoslowakei zu sein. Das gegenwärtige 
tschechoslowakische Regime gestattet dem 
Feind das Eindringen in das Territorium des 
Warschauer Paktes, gefährdet die Sicherheit 
der Paktstaaten und verrät seine Verbündeten. 
Ein sozialistisches Land kann es sich nicht er-
lauben, dem untätig zuzusehen. Ein Einschrei-
ten würde im Interesse der Verteidigung der 
sozialistischen Länder erfolgen und deshalb 
nicht als Einmischung gelten. Im Falle einer 
Intervention, die möglicherweise militärischen 
Charakter hätte, würde es sich selbstverständ-
lich um einen kollektiven Schritt handeln."



c) Der Erneuerungsprozeß in der ÖSSR und 
die Rolle der SED in Deutschland

Diese extrem feindliche Haltung der SED ge-
gen die Erneuerungsbestrebungen der KPC, 
wie sie insbesondere nach der Warschauer 
Konferenz in Erscheinung trat, läßt sich wohl 
am ehesten aus dem Gedankengut und den 
Erkenntnissen des polnischen Marxismusfor-
schers Adam Schaff erklären. Schaff hatte in 
seinem Buch „Marxismus und menschliches In-
dividuum" den Prozeß der politischen und 
ideologischen Erosion im internationalen Kom-
munismus dahin gedeutet, daß sich die kom-
munistische Doktrin als nicht ausreichend er-
wiesen hätte, auf die Herausforderung durch 
den Nationalismus zu antworten, sofern eine 
solche Herausforderung von einem kommuni-
stischen Staat ausgeht9). Schaff hat damit 
nicht nur eine überzeugende Diagnose dieses 
Gesamtprozesses im kommunistischen Lager 
gestellt, sondern diese Diagnose ermöglicht es 
gleichzeitig, die spezifische Haltung der kom-
munistischen Machthaber in Mitteldeutschland 
zu verstehen und in ihren eigentlichen Moti-
ven darzulegen. In dem Augenblick nämlich, 
in dem der gemeinhin als Erosion bezeichnete 
Auflockerungsprozeß des sozialistischen La-
gers als eine Antwort auf die zugrunde liegen-
den nationalen Eigeninteressen verstanden 
wird, im gleichen Augenblick mußte dieser 
Prozeß für die SED zu einem existentiellen 
Problem, zu einem Problem von Sein oder 
Nichtsein werden. Er wurde es, weil diese 
Partei die Spaltung des Staates und der Na-
tion und damit ein zutiefst antinationales Pro-
gramm auf ihre Fahnen geschrieben hat oder 
hat schreiben müssen. So ist die SED von vorn 
herein nicht in der Lage, eine positive Antwort 
auf Entwicklungen wie die in der Tschechoslo-
wakei zu geben. Die Führungsgruppe in der 
Partei—mit Ulbricht an der Spitze —ist sich of-
fenbar dieser Problematik bewußt. Sie reagiert 
daher — aus ihrer Position logisch und ver-
ständlich — mit konsequenter Ablehnung aller 
Versuche, den doktrinären Marxismus-Leninis-
mus zu revidieren und den unbeschränkten Al-
leinherrschaftsanspruch der Partei, genauer 
einer Machtgruppe in dieser Partei, anzutasten. 
Sie verteidigt das von ihr in Mitteldeutschland 
geschaffene Herrschaftssystem als Erfüllung 
der Wünsche und Ziele der sozialistischen 
deutschen Arbeiterbewegung und stellt es als

9) Hierzu siehe auch Brzezinski, Der Sowjetblock, 
Einheit und Konflikt, Köln und Berlin 1962, S. 406. 
Und ders., Staatliche Beziehungen und Ideologie, 
in: Osteuropäische Rundschau 4/1967.

10) 
gen Nr. 7, 1968, S. 

Modell für eine Wiedervereinigung der heute 
getrennten Teile Deutschlands hin. Sie be-
schwört insbesondere die Einheit und Ge-
schlossenheit des kommunistischen Weltla-
gers, was bei Licht besehen auf eine noch en-
gere Zusammenarbeit mit der Sowjetunion 
und die vorbehaltslose Anerkennung des Füh-
rungsanspruchs der KPdSU hinausläuft10 ).

d) Selbstmorde von Anhängern Novotnys —
Die Angst als Motiv der SED-Funktionäre

Neben den Schlußfolgerungen, die die SED aus 
den politischen und ideologischen Aspekten 
der Vorgänge in der Tschechoslowakei ablei-
tete, gab es noch ein anderes Motiv für die 
feindselige Haltung, die den Prager Reformern 
von Seiten der Machthaber in Ost-Berlin ent-
gegenschlugen: Die Angst um das persönliche 
Schicksal.

Im Zuge des Erneuerungsprozesses in der 
Tschechoslowakei verübten eine Reihe von 
Anhängern des früheren Partei- und Staats-
chefs Novotny Selbstmord. Die bekanntesten 
von ihnen waren:

Vladimir Janko, Generaloberst und stellver-
tretender Vertei

14
digungsminister. Selbstmord 

am .  März 1968 durch Erschießen. .1. war 
einer der Generale, die während des Januar-
Plenums einen Brief unter

11
zeichneten, um die 

Absetzung Novotnys zu verhindern ).

Jan Bartuska, Staatsanwalt. Selbstmord am 
15. März 1968 durch Erhängen.

Dr. J. Breslansky, Vizepräsident des Obersten 
Gerichts. B. war mit den Vorbereit

12

ungen der 
Rehabilitierungen befaßt. Seine Leiche wurde 
am 28. März 1968 in der Nähe von Babei auf-
gefunden. Mord oder Selbstmord? ).

Major Pokorny, leitender Funktionär des Si-
cherheitsdienstes des Innenministeriums. Auf-
findung der Leiche am 31. März 1968 bei Ka-
nici, Nä 13he Brünn ).

Dr. Josef Sommer, in den fünfziger Jahren 
Arzt im

14
 Gefängnis in Ruzyne. Selbstmord am 

26. April 1968 in seiner Prager Wohnung ).



Dr. Josei Pocepicky, Oberstleutnant und Leiter 
der Untersuchungsabteilung im Prager Polizei-
präsidium. Selbstmord bei Marienbad am 
27. April 1968.

Wie heute aufgrund zuverlässiger Informatio-
nen feststeht, haben gerade diese Meldungen 
über das Schicksal der Gefolgsleute Novotnys 
in Kreisen sowjetzonaler Partei- und Regie-

rungsfunktionäre starken Eindruck gemacht 
und erhebliche Beunruhigung ausgelöst. Das 
gesamte Verhalten der SED, vor allem auch 
das Wild-um-sich-Schlagen nach allen Seiten 
und der immer offensichtlicher werdende Man-
gel an kritischer Überlegung und nüchterner 
Kalkulation in der politischen Strategie gegen-
über Prag dürften sich nicht zuletzt aus dieser 
Tatsache erklären.

Ende Juni/Anfang Juli 1968 steuerte das Kes-
seltreiben der orthodoxen Seite des kommuni-
stischen Lagers gegen die Prager Reformer sei-
nem Höhepunkt zu. Zu diesem Zeitpunkt wur-
de den Sowjets und ihren auf den gleichen 
Kurs eingeschworenen Verbündeten klar, daß 
mit den Wahlen zum Parteitag der KP im 
Herbst die Anhänger Novotnys auch in der 
Provinz ihre Positionen verlieren würden und 
damit die Hoffnung, von hier aus Einfluß auf 
den Gang der Dinge zu nehmen, also den Re-
formprozeß von innen her zum Stillstand zu 
bringen, zunichte würde. Vor allem aber war 
spätestens zu diesem Zeitpunkt klar, daß man 
in Prag mit der Demokratisierung Ernst mach-
te, daß es sich nun nicht mehr nur um be-
stimmte Korrekturen am sowjetischen Wirt-
schaftsmodell und um einzelne kosmetische 
Operationen am politischen Gesamtsystem 
handelte, sondern ein tiefgreifender Prozeß ge-
sellschaftlicher Umformung in Richtung auf 
eine Synthese von Sozialismus und Demokra-
tie begonnen hatte. Das Organ des tschecho-
slowakischen Jugendverbandes „Mlada Fron-
ta" brachte diesen Gedanken zum Ausdruck, 
als es — di

15

e Gründe der Kampagne gegen den 
Erneuerungsprozeß in der CSSR analysie-
rend — schrieb ):

„Offenbar würde nichts geschehen, wenn es 
beim Januar bliebe, beim bloßen Austausch 
von Personen, und nicht der April, Mai und 
Juni gekommen wäre: Das Aktionsprogramm, 
die ersten Gesetze, das Gesetz über Rehabili-
tierung und über Aufhebung der Zensuren, die 
Vorbereitungen zum Parteitag, die dauernde 
Aktivität der Bürger."

Von vier Seiten her wurden die reformwilli-
gen Kräfte in Prag unter Druck gesetzt:

15) 

6. Konzertierte Aktion gegen Prag

I. Von Seiten der mehr oder weniger auf der 
Moskauer Linie marschierenden kommunisti-
schen Parteien. Diese Bestrebungen gipfelten 
in dem Versuch, die Führung der KPC zur 
Teilnahme an 
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einer Konferenz außerhalb des 
Landes zu bewegen, was nach Lage der Dinge 
nur auf eine Gerichtssitzung über die KPC 
hinauslaufen konnte. Diese Konferenz wurde 
dann ohne Teilnahme der KPC in Warschau 
durchgeführt und endete mit der Abfassung 
des „Gemeinsamen Briefes an das Zentralko-
mitee der KPC" ).

2. Durch die ostentative Verzögerung des Ab-
zugs der auf tschechoslowakischem Territorium 
stehenden sowjetischen Truppen, der plötzlich 
anberaumten Kommandostabsübung „Böhmer-
wald" und dem dann folgenden und als Manö-
ver bezeichneten Aufmarsch einsatzfähiger For-
mationen an den Grenzen des Landes ).

3. Mit dem Hinweis auf die wirtschaftliche 
Abhängigkeit von der Sowjetunion ).18

4. Durch eine großangelegte Propaganda- und 
Verleumdungskampagne unter Einsatz aller 
publizistischen Mittel. Diese Kampagne zielte 
darauf ab, den Versuch der Synthese von De-
mokratie und Sozialismus in der CSSR als 
„konterrevolutionäre Tätigkeit" zu brandmar-
ken und die Politik der Prager Reformer als 
Unterstützung des westlichen Imperialismus 
unter Führung der Bundesrepublik und den 
USA hinzustellen. Als Vorwand diente vor 
allem das von dem kommunistischen Schrift-
steiler Ludvik Vakulik veröffentlichte „Mani-
fest der 2000 Worte", in dem er eine tatkräftige 
Demokratisierung verlangte ).19

16)  Siehe Seite 12 f.
Siehe Seite 15 f.
Prawda vom 29. 7. 1968.
Abdruck des Manifests in 



Ein weiterer Vorwand wurde offensichtlich von 
den späteren Interventen selbst geschaf

20

fen 
Gemeint sind die plötzlichen Waffenfunde an 
verschiedenen Orten in der Tschechoslowakei, 
die von sowjetischen Presseorganen groß her-
ausgestellt wurden ).

Aber gerade diese Politik verschaffte Dubcek 
und seiner Mannschaft eine bis dahin nicht 
gekannte Popularität im

21

 Lande. Es dürfte kaum 
jemals eine kommunistische Partei gegeben 
haben, die sich auf eine so breite Basis in der 
Bevölkerung stützen konnte ). Gleichzeitig 
förderte die Politik der offenen und versteckt-

ten Pressionen den Prozeß der Solidarisierung 
mit der erdrückenden Mehrheit aller anderen 
sozialistischen Parteien. Mit sichtlicher Genug-
tuung vermochten die Prager Parteiführer dar-
auf hinzuweisen, daß die Manipülationen der 
Sowjets und ihrer Helfer nur von drei nicht-
regierenden kommunistischen Parteien — so-
weit man diesen Begriff überhaupt hier ver-
wenden kann — unterstützt wurden: von einer 
Gruppe griechischer Exilkommunisten, von der 
im Fahrwasser der SED schwimmenden illega-
len KPD in der Bundesrepublik und von einer 
Gruppierung, die als SED West-Berlin firmiert.

7. Die Konferenzen von Warschau und Preßburg

Am 14. und 15. Juli 1968 kamen die Repräsen-
tanten der kommunistischen Parteien Bulga-
riens, Polens, der Sowjetunion, Ungarns und 
der DDR in Warschau zu einer Konferenz zu-
sammen. Die KPC hatte die Teilnahme abge-
lehnt, offensichtlich in der Erkenntnis, daß es 
sich weniger um eine Aussprache als um eine 
Gerichtssitzung handeln würde. Die kommu-
nistische Partei Rumäniens war nicht eingela-
den worden.

Wichtigstes Ergebnis der Konferenz, soweit 
bisher bekannt, war ein „Gemeinsamer Brief 
an das Zentralkomitee der KP". Es lohnt sich, 
hier einige Formulierungen dieses Warschau-
er Briefes ins Gedächtnis zu rufen. Da war z. B. 
die Rede von antisozialistischen und revisioni-
stischen Kräften, die Presse, Rundfunk und 
Fernsehen in der SSR an sich gerissen hät-
ten, von Schwächen in der Führung des Lan-
des durch die Partei und davon, daß die Kon-
terrevolution der Partei eine Position nach der 
anderen entreißen würde. Die Angriffe der 
Verfasser des Warschauer Briefes aber gipfel-

20) Die Waffenfunde waren nach ihrer Entdeckung 
am 12. Juli zuerst von der „Prawda" unter dem 
19. 7. 1968 gemeldet worden. Unter dem 12. 8. 
veröffentlichte das tschechoslowakische Innenmini-
sterium das amtliche Untersuchungsergebnis über 
die in Westböhmen entdeckten Waffen. Darin 
heißt es, daß es sich um 20 Maschinenpistolen. 
30 Pistolen und die dazugehörige Munition han-
delte und die Waffen höchstens drei Tage vor 
ihrer Entdeckung in das Versteck gebracht worden 
seien. Fingerabdrücke konnten an den Waffen 
nicht festgestellt werden und die zur Konservie-
rung verwendete Vaseline sei in der CSSR für 
solche Zwecke nicht gebräuchlich.
21) über die Solidaritätsbekundungen der tschecho-
slowakischen Bevölkerung siehe den Bericht im 
„Spiegel" vom 5. 7. 1968, S 75 ff. 

ten in dem Vorwurf, daß in der CSSR eine für 
ein sozialistisches Land absolut unannehmbare 
Situation entstanden sei und die Bedrohung 
der Grundlagen des Sozialismus die gemeinsa-
men Lebensinteressen der übrigen sozialisti-
schen Länder gefährde. Der Brief schloß mit 
den Sätzen:

„Angesichts der Gefahr der Konterrevolution 
müß sich auf Initiative der KPC die Stimme 
der Arbeiterklasse voll Geltung verschaffen. 
Wir möchten der Überzeugung Ausdruck ge-
ben, daß die KPC in Erkenntnis ihrer Verant-
wortung die erforderlichen Maßnahmen treffen 
wird, um der Reaktion den Weg zu versperren. 
In diesem Ka

22

mpf können sie stets auf die Soli-
darität und jedwede Hilfe von seifen der so-
zialistischen Bruderländer rechnen." )

Zweieinhalb Wochen später, vom 2. bis 
3. August, fand die Preßburger Konferenz statt. 
Diesmal nahmen die Vertreter der KPC teil; 
die Rumänen fehlten wiederum. Ein Vergleich 
des Warschauer Briefes mit der in Preßburg 
verabschiedeten „Erklärung der kommunisti-
schen und Arbeiterparteien sozialistischer Län-
der" zeigt die Veränderungen in der politi-
schen Landschaft, die in der Zwischenzeit ein-
getreten waren. Von den Vorwürfen gegen die 
KPC und vor allem von der Gefahr der Konter-
revolution ist in der Preßburger Erklärung mit 
keinem Wort mehr die Rede. Mit der Beschwö-
rung des proletarischen und sozialistischen In-
ternationalismus, dem Bekenntnis zu den 
Grundideen des Marxismus-Leninismus und 
der Betonung der Rolle des Warschauer Paktes 
sowie des Rates für gegenseitige Wirtschafts-

22) Neues Deutschland vom 18. 7. 1968. 



hilfe liest sich die Erklärung eher wie eine der 
zahllosen früher abgegebenen Resolutionen 
und Deklarationen der kommunistischen Par-
teien. Auch die Hinweise auf die aggressive 
Tätigkeit der imperialistischen Kräfte in den 
USA, in der Bundesrepublik und in anderen 
Ländern wird man dieser schon bekannten Tra-
dition zuzurechnen haben. Die Erklärung 
schließt mit dem Satz:

„Die Parteien, die an der Beratung von Bratis-
lava teilgenommen haben und diese Erklärung 
abgeben, sind fest davon überzeugt, daß die in 

23

ihr geäußerten Standpunkte und Ansichten 
den Interessen aller Bruderländer und Bruder-
parteien, der Sache der unverbrüchlichen 
Freundschaft unserer Länder, den Interessen 
des Friedens, der Demokratie, der nationalen 
Unabhängigkeit und des Sozialismus entspre-
chen." )

Damit stellt sich dann auch sofort die Frage 
nach den Gründen und Hintergründen dieses 
Wandels, nach dem, was hinter den Kulissen 
in Warschau, Schwarzau und Preßburg eigent-
lich vor sich ging. Erst nach und nach wird sich 
im weiteren Lauf der Ereignisse hierüber hin-
reichende Klarheit gewinnen lassen. Aber auch 
schon jetzt gibt es einige Indizien und Fakten, 
die aufschlußreich sind und festgehalten zu 
werden verdienen.

Dazu gehört vor allem die Tatsache, daß es 
— dies wenigstens ist im Augenblick mit hin-

reichender Sicherheit bekannt — der SED auf 
der Warschauer Konferenz gelang, die redak-
tionelle Bearbeitung des gemeinsamen Briefes 
an sich zu reißen und nunmehr unter der Fe-
derführung des ZK-Sekretärs und Kandidaten 
des Politbüros Hermann Axen ein Machwerk 

24

entstand, daß sich dann sehr schnell als wenig 
brauchbar zur konstruktiven Lösung des Kon-
fliktes erweisen sollte ).

Damit findet auch gleichzeitig ein weiteres 
Faktum seine Erklärung. Während nämlich die 
übrigen Partner der Warschauer Konferenz 
einschließlich der Sowjetunion in den darauf 
folgenden Tagen ihre aggressive Polemik ge-
genüber der Tschechoslowakei milderten, den 
Akzent ihrer Pr

25

opaganda mehr auf eine vor-
gebliche Bedrohung von außen legten, sich 
aber mit direkten Angriffen gegenüber der 
tschechoslowakischen Parteiführung zurück-
hielten, verfolgte die SED einen genau entge-
gengesetzten Kurs. Sie steigerte ihre Angriffe 
von Tag zu Tag, veröffentliche zusätzlich eine 
besonderte Stellungnahme ihres Politbüros )  
und leistete schließlich unter Führung des 
„Neuen Deutschland" eine Pressepolitik ein, 
deren politisches Niveau und deren sittlicher 
Tiefstand schlechterdings nicht mehr zu unter-
bieten waren. Offensichtlich ging es den Ost-
Berliner Machthabern darum, die Notwendig-
k

26

eit einer gewaltmäßigen Intervention in der 
Tschechoslowakei als unabdingbar hinzustel-
len ).

8. Die Konferenz von Schwarzau an der Theiß — Divergenzen 
in der Führung der KPdSU

Schon die plötzliche Einberufung der War-
schauer Konferenz sowie der Wechsel zwi-
schen heißer und kalte

27

r Dusche in der Behand-
lung der Prager Vorgänge ließ bei politischen 
Beobachtern den Gedanken bestimmter Mei-
nungsverschiedenheiten in der Führung der 
KPdSU auftauchen ).  Das äußere Bild so-

23) Neues Deutschland vom 4. 8. 1968.
24) Der Vers, schließt nicht aus, daß es sich bei 
dieser Meldung um eine gezielte Indiskretion von 
östlicher Seite handelt. Diese Tatsache als solche 
wäre jedoch nicht weniger signifikant.
25) Neues Deutschland vom 24 7. 1968.
26) Als Beispiel für das Niveau der Pressepolitik 
der SED gegenüber der CSSR sei aus dem Organ 
der SED-Bezirksleitung Halle, „Freiheit", vom 
29. 7. 1968 zitiert: „Brillanten, schottischer Whisky 

wie die Ergebnisse der Konferenz zwischen der 
KPdSU und der KPC in Schwarzau an der 
Theiß (Cierna na Tisou), vor allem aber der 
spätere Ablauf der Dinge scheinen diese Ver-
mutung zu bestätigen. Ein Punkt verdient es, 
besonders hervorgehoben zu werden: Es ist die 
Tatsache, daß sich erstmals in der Geschichte 
der Sowjetunion fast das gesamte Politbüro

und Schweizer Uhren — ,kleine Geschenke1, mit. 
denen sich die Horde von über tausend westdeut-
schen Springer-Journalisten in Prag einigen Re-
dakteuren ansässiger Zeitungen anbiedert, zahlen 
sich allmählich aus."
27) Vgl. die im Monitor-Dienst der Rundfunkanstalt 
„Deutsche Welle" vom 15. 7. 1968 wiedergege-
benen Kommentare und Berichte. 



außer Landes begab, um sich für die Dauer von
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vier Tagen in einem Dorfkino in der Ostslowa-
kei zu versammeln ).

Tatsächlich ist es nur schwer vorstellbar, daß 
derartige Meinungsverschiedenheiten nicht 
vorhanden gewesen sein sollten. Auch in der 
Sowjetunion hat es in der Vergangenheit nicht 
an Ansätzen zu einer begrenzten Demokrati-
sierung und kontrollierten Liberalisierung ge-
fehlt. Man braucht dabei nur an die Diskus-
sionen um die Reform des sowjetischen Wirt-
schaftssystems und die zeitweilige Lockerung 
der Parteikontrolle im kulturellen Bereich zu 
denken. Aber es blieb bei solchen Ansätzen, 
und wenn nicht alles täuscht, so ließ sich, be-
ginnend mit der Vorbereitung des XXIII. Par-
teitages der KPdSU im April 1966, ein Still-
stand, ja, vereinzelt sogar eine Rückkehr zu 
den doktrinären Vorstellungen und politischen 
Praktiken der stalinistischen Vergangenheit 
feststellen. Die Teilrehabilitierung des toten 
Diktators, die Prozesse und Zwangsmaßnah-
men gegen sowjetische Schriftsteller, das Asyl-
gesuch des Schriftstellers Belinkow in den USA 
und das weitgehende Festhalten an der zentra-
listischen Planung und Leitung der Wirtschaft 
sprechen eine eindeutige Sprache.

Von sowjetischer Seite war der auf der War-
schauer Konferenz beschlossene Brief an das 
ZK der KPC von Breschnew, Podgorny, Kossy-
gin, Schelest und Katuschew unterschrieben 
und damit der scharfmacherischen Tendenz der 
SED Vorschub geleistet worden. Eine derartige 
Panne aber durfte sich keineswegs wiederho-
len. Wollte man jedoch den Inhalt des War-
schauer Briefes revidieren und gegenüber Prag 
einen flexibleren Kurs einschlagen, zumin-
dest sich eine solche Möglichkeit offenhalten, 
so konnte die Verantwortung hierfür nur das 
gesamte Politbüro übernehmen. Es mußten Si-
cherheiten dafür getroffen werden, daß nicht 
die eine oder andere Richtung ihren Willen 
durchsetzte29 ). Deshalb ging das Politbüro der

30) CTK/NPA vom 16. 7. 1968.

28) Siehe die im gemeinsamen Kommunique auf-
geführten Teilnehmer der beiden Gesprächspartner 
(Neues Deutschland vom 2. 8. 1968).
29) Radio Free Europe-Research vom 24. 7. 1968 
glaubt, die folgende Kräfteverteilung im Politbüro 
der KPdSU annehmen zu können:

KPdSU fast geschlossen nach Schwarzau. Dar-
über hinaus bot sich die Möglichkeit, auch das 
gesamte tschechoslowakische Parteipräsidium 
zur Teilnahme aufzufordern, und damit die 
Hoffnung, einen Keil in die tschechoslowaki-
sche Phalanx zu treiben. Diese Hoffnung hat 
sich offenbar nicht erfüllt.

Das Ergebnis der Konferenz von Schwarzau 
ließ gewisse Anzeichen eines Kompromisses 
erkennen. Dies bezieht sich zunächst einmal 
auf den Ort, der auf ostslowakischem Gebiet 
unmittelbar im ungarisch-sowjetischen Grenz-
gebiet liegt; es bezieht sich auf die Ergebnisse 
der Konferenz, indem die Pressepolemik gegen 
Prag eingestellt und ein weiteres Zusammen-
treffen der Konferenzteilnehmer von Warschau 
in Preßburg vereinbart wurde. Die Entlassung 
des Leiters der Sicherheitsabteilung des ZK der 
KPC, Generalleutnant Prchlik, aus dieser 
Funktion bei gleichzeitiger Auflösung dieser 
Abteilung wird man als eine Geste des Entge-
genkommens der KPC zu werten haben. Prchlik 
hatte sich Mitte Juli für eine Qualitätsverbes-
serung des Warschauer Vertrages und für be-
stimmte Veränderungen in der Kommando-
struktur ausgesprochen und damit den emp-
findlichsten Punkt der sowjetischen Interessen 
überhaupt berührt.

Gleichzeitig aber konnte es keinen Zweifel 
daran geben, daß in Schwarzau die wirklichen 
Differenzen nicht beigelegt worden waren, 
sondern durch für beide Teile annehmbare 
Formulierungen verschleiert wurden, daß die 
Auseinandersetzungen weitergehen würden 
und nur die Formen und Methoden, in denen 
sie ausgetragen werden sollten, modifiziert 
wurden.

Die in Pressburg unterzeichnete Erklärung läßt 
dies deutlich erkennen. Jeder konnte aus ihr 
das herauslesen, was er für richtig und zweck-
mäßig hielt: Die Sowjetunion, ihre Verbünde-
ten und Satelliten die Solidarität im Rahmen 
des proletarischen und sozialistischen Inter-
nationalismus; die Prager Reformer und ihre 
Freunde das Recht auf den eigenen Weg zum 
Sozialismus unter Betonung des Prinzips der 
Nichteinmischung in die inneren Angelegen-
heiten. 30



9. Die militärische Bedrohung der CSSR

Im selben Maße, wie sich die Lage zwischen 
den Prager Reformern und dem konservativen 
Lager des Kommunismus zuspitzte, brachten 
die Sowjets die militärische Trumpfkarte ins 
Spiel und erhöhten die Drohung einer gewalt-
mäßigen Intervention gegenüber der Tschecho-
slowakei.

Bereits am 19. März hatten leitende Funktio-
näre der politischen Zentralverwaltung der 
tschechoslowakischen Armee in Moskau Be-
sprechungen mit sowjetischen Generalen über 
Fragen der politischen Verwaltung geführt. 
Am 21. April erschien Sowjetmarschall Jaku-
bowski in Ost-Berlin, um mit Ulbricht „Fragen 
der weiteren Erhöhung der Verteidigungsbe-
reitschaft der Mitglieder des Warschauer Ver-
trages" zu besprechen. Am 23. April bat Par-
teichef Dubcek den Sowjetbotschafter Tscher-
wonenko zu sich, um dessen fortlaufende Kon-
takte mit dem abgesetzten Partei- und Staats-
chef Novotny zu unterbinden ).

zum 21. Juli abgezogen werden. Gleich-
zeitig erklärt der Leiter der Abteilung 
Sicherheit des ZK der KPC, Generalleut-
nant Prchlik, daß nur der Oberbefehls-
haber des Warschauer Paktes, Marschall 
Jokubowski, wisse, wieviel Truppen tat-
sächlich an den Manövern in der Tsche-
choslowakei teilgenommen hätten.

Vom 20. bis 30. Juni fand die sogenannte 
„Kommandostabsübung Böhmerwald" statt, in 
deren Verlauf auch sowjetische Einheiten in 
die CSSR einrückten. Erst Anfang August 1968, 
unmittelbar vor Beendigung der Preßburger 
Konferenz, sollten die letzten sowjetischen 
Truppen das Land wieder verlassen 31a).

31) Siehe die instruktive Zusammenstellung v. 
ODIN, Die 8 Prager Monate, in: FAZ v. 22. 8. 1968.

Beginnend mit dem 11. Juli leiteten die So-
wjets dann entlang ihrer 1600 km langen 
Westgrenze umfangreiche Manöver ein, und 
zwar:

1. Kommandostabsübung „Nord" (Sewer) 
vom 11. bis 19. Juli 1968. Leitung: Ober-
kommandierender der Sowjetkriegsflotte, 
Flottenadmiral S. Gorschkow ).32

2. Manöver „Niemen" der Rückwärtigen 
Dienste der Sowjetarmee in den westlichen 
Militärbezirken der UdSSR vom 23. Juli 
bis 10. August 1968. Leitung: Armeegeneral 
Mar jachin.

3. Luftabwehr-Manöver „Himmelsschild" vom 
25. Juli bis 31. Juli 1968. Leitung: Befehls-
haber der sowjetischen Luftabwehr, Mar-
schall der Sowjetunion Batitzkij.

4. Am 11. August 1968 begannen im südlichen 
Teil der Sowjetzone, in Polen und in der 
West-Ukraine Manöver von Nachrichten-
einheiten der Sowjetarmee, der NVA und 
der polnischen Volksarmee. Die Manöver 
wurden kurze Zeit danach auch auf Ungarn 
ausgedehnt.

Ungewöhnlich waren an diesen Manövern nicht 
nur der Zeitpunkt — unmittelbar vor und 
während der Ernte —, sondern auch das Aus-



maß der Truppenbewegung. Das sowjetische 
Gewerkschaftsorgan „Trud" bezeichnete die 
Manöver als die umfangreichsten der Sowjet-
armee. Die Gesamtanlage der Manöver ließ 
erkennen, daß sie von langer Hand vorbereitet 

waren, der ursprüngliche Termin aber in den 
Juli hinein vorverlegt worden war. Sehr früh-
zeitig war erkennbar, daß die Operationen 
mehr und mehr den Charakter eines Aufmar-
sches gegen die Tschechoslowakei annahmen.

10. Tito, Ulbricht und Ceausescu in

Nach den Konferenzen von Warschau, 
Schwarzau an der Theiß und Preßburg wurde 
die Tschechoslowakei Schauplatz einer gestei-
gerten politischen und diplomatischen Aktivi-
tät. Am 11. August beendete der jugoslawi-
sche Staatschef Tito seinen Besuch in Prag. Am 
12. August traf Ulbricht in Karlsbad ein und 
am 17. August beendete der rumänische Partei-
und Staatschef Ceausescu seine Besprechun-
gen in Prag mit dem Abschluß eines neuen 
Freundschafts- und Beistandsabkommens zwi-
schen beiden Ländern.

In dieser Serie von Partei- und Regierungs-
delegationen nahm der Besuch der SED-Dele-
gation am 12. August33 ) eine Sonderstellung 
ein. Dies gilt zunächst einmal für den Ort der 
Zusammenkunft. Während Tito und Ceausescu 
in Prag empfangen wurden, waren die Ge-
spräche mit der SED-Delegation nach Karlsbad 
verlegt worden. Politische Beobachter vermu-
teten, daß dies geschah, um Mißfallensäuße-
rungen der Prager Bevölkerung gegenüber 
Ulbricht vorzubeugen, vielleicht aber auch, um 
den reaktionären Novotny-Kräften, die in Prag 
zweifellos noch zu finden sind, keine Gelegen-
heit zu demonstrativen Begrüßungszeremonien 
zu geben. Eine weitere Besonderheit bildete 
die Reaktion der tschechoslowakischen Bevöl-
kerung auf den Ulbricht-Besuch. Während die 
Rumänen und die Jugoslawen mit stürmischen 
Ovationen bedacht worden waren, verlief der 
Empfang der SED-Delegation äußerst kühl. 
Und schließlich gehörte zu den Attributen die-
ses Besuches auch der am Vorabend von Radio 
Prag gesendete Abendkommantar. Darin hieß 
es, daß die Beziehungen zwischen den beiden 
Ländern — milde ausgedrückt — nicht gut 
seien und die Schuld an den Spannungen nicht 
bei der CSSR liege. Wörtlich fuhr der Kom-
mentator dann fort:

33) Außer Ulbricht gehörten der Delegation Stoph, 
Honecker, Mittag, Axen und Florin an. Kommuni-
que siehe: Neues Deutschland vom 13. 8. 1968.

der Tschechoslowakei

„Wir sollten ihnen sagen, daß wir eine brüder-
liche Waffenhilfe von selten der DDR begrü-
ßen, wenn wir von außen angegriffen werden 
sollten. Und wir sind auch bereit, im gleichen 
Falle der DDR jede Hilfe zukommen zu lassen. 
Aber wir brauchen keine Hilfe und schon gar 
keine Waffenhilfe bei der inneren Regelung 
unserer sozialistischen Gesellschaft."

Man wird davon ausgehen dürfen, daß der 
überraschende Besuch Ulbrichts in der Tsche-
choslowakei auf Initiative Moskaus, zumindest 
aber auf wärmste Befürwortung seitens der 
KPdSU erfolgte. Moskau mußte in der damali-
gen Situation ein Interesse daran haben, die 
Differenzen wieder einzuebnen und auf der 
Basis des veränderten Status in der Tschecho-
slowakei dennoch zu einer gemeinsamen au-
ßenpolitischen Linie zu gelangen. Ähnliches 
galt auch für Ulbricht und die Führung der 
SED, denen daran gelegen sein mußte, ihre 
Position innerhalb des sozialistischen Lagers 
zu verbessern, um wieder größeren außenpoli-
tischen Spielraum zu gewinnen. Insoweit stand 
die kurz vorher durchgeführte 7. Tagung des 
Zentralkomitees in direktem Zusammenhang 
mit dem Besuch in der Tschechoslowakei, ja 
sie diente geradezu der Vorbereitung dieses 
Besuches. Auf dieser Tagung war von Seiten 
der SED der Vorschlag unterbreitet worden, 
einen Staatssekretär für die Gepräche mit der 
Bundesregierung zu ernennen, jedoch war diese 
Ernennung von den hinlänglich bekannten 
Voraussetzungen der staats- und völkerrecht-
lichen Anerkennung der DDR abhängig ge-
macht worden34 ). Immerhin war die SED be-
strebt, mit dieser Beschlußfassung seines Zen-
tralkomitees den anderen Ostblockpartner n 
gegenüber eine gewisse Verhandlungsbereit-
schaft zu demonstrieren.

Noch während des Besuches der rumänischen 
Partei- und Regierungsdelegation in Prag 
nahm Moskau seine Pressekampagne gegen

34) 



die CSSR und KPC wieder auf. Der Hauptvor-
wurf bestand darin, daß Prag das Abkommen 
von Bratislava verletzt und sich vom sozialisti-
schen Weg entferne. So darf man annehmen. 

daß der zwischen den beiden Ländern geschlos-
sene Freundschafts- und Beistandspakt für 
Moskau zum auslösenden Moment der militä-
rischen Intervention wurde.

11. Die militärische Besetzung des Landes

In der Nacht vom 20. auf den 21. August 1968 
wurde die Tschechoslowakei durch Truppen 
der fünf Teilnehmer der Warschauer Juli-Kon-
ferenz besetzt. Es ist im Augenblick noch nicht 
erkennbar, ob für diesen Schritt in erster Linie 
politische und ideologische Gründe oder militä-
risch-strategische Erwägungen auf sowjetischer 
Seite oder beide Komponenten maßgebend 
waren. Und es ist auch noch zu früh, eine Bi-
lanz der politischen Auswirkungen dieser Maß-
nahme aufzustellen. Nur so viel läßt sich schon 
jetzt absehen: Die Auswirkungen der militäri-
schen Intervention in der Tschechoslowakei 
werden ungeheuer, der politische Preis, den 
die Sowjets für diese Gewaltaktion zu zahlen 
haben, wird sehr hoch sein. Die Rechnung wird 
innerhalb jedes einzelnen kommunistischen 
Landes und jeder einzelnen kommunistischen 

Partei, in dem unter sowjetischer Führung ste-
henden Bündnissystem, im internationalen 
Kommunismus und nicht zuletzt auch der west-
lichen Welt gegenüber beglichen werden müs-
sen.

Dieser Schritt Moskaus und seiner Bündnis-
partner macht auf nicht absehbare Zeit nicht 
nur alle Hoffnungen auf Ausgleich der ver-
schiedenen Interessen und verständnisvolle 
Zusammenarbeit zunichte, sondern wirkt sich 
auch unheilvoll auf den Bereich der internatio-
nalen rechtlichen Beziehungen aus.

Wenn nicht alles täuscht, haben die Sowjets 
mit dem Einfall in die Tschechoslowakei den 
vielleicht größten Fehler seit dem Bestehen 
ihres Regimes begangen.



Hans Lades

Die sowjetkommunistische Regionaltaktik 
für Westeuropa

Zur Problematik politökonomischer Analysen

In kommunistisch regierten Ländern, aber auch 
bei den größeren nichtregierenden kommuni-
stischen Parteien, gehören die Beobachtung und 
die Analyse westlicher Industriegesellschaften 
zur Aufgabe der Politökonomen. Partei-
eigene Forschungszentren, in denen die Be-
schäftigung mit der sogenannten politischen 
Ökonomie des Kapitalismus eine wichtige 

Rolle spielt, können seit einiger Zeit als eine 
Art Instituts for Strategie studies gewertet 
werden. Ob solche Analysen gut oder schlecht 
ausfailen — ihre Bedeutung für die politischen 
Führungen ist traditionell groß. Streiflichter 
sollen einige Momente des vielschichtigen Pro-
blems sichtbar machen.

I. ökonomische Fehlprognosen 
und der Beginn des amerikanisch-sowjetischen Konflikts

Ein spektakuläres Beispiel ökonomischer Fehl-
prognosen spielt in die Formierung der ameri-
kanisch-sowjetischen Konfliktbeziehungen am 
Ende des Zweiten Weltkrieges hinein.

Nach dem Tode Roosevelts war der amerikani-
sche Botschafter in Moskau, Averell Harriman, 
zur Berichterstattung nach Washington geru-
fen worden. Die noch in den letzten Lebens-
wochen Roosevelts aufgetretenen Spannungen 
wegen der Behandlung Polens bildeten das er-
ste große Problem, dem sich Truman konfron-
tiert sah. Die Sowjetführung schien nicht ge-
neigt, die Beschlüsse der Jalta-Konferenz zur 
Herbeiführung demokratischer Verhältnisse in 
den befreiten Ländern zu respektieren. Der 
von Truman übernommene alte Beraterstab 
Roosevelts glaubte, daß man in dem Angebot 
enger ökonomischer Zusammenarbeit oder 
aber in dem Versagen amerikanischer Unter-
stützung zur Behebung der riesigen sowjeti-
schen Kriegsschäden ein Mittel besitze, mit 
dem man das politische Verhalten der Sowjet-
führung beeinflussen könne.

Erstaunlicherweise berichtete Harriman jedoch, 
hohe Funktionäre in Moskau seien der An-
sicht, daß großzügige amerikanische Lieferun-
gen an die Sowjetunion eine Frage auf Tod 
und Leben sei — nicht für die Sowjetunion, 
sondern für die Vereinigten Staaten. Niemand 
in Washington wußte sich darauf einen Vers 
zu machen.

Diese Ansicht der sowjetischen Funktionäre 
wird nur dann verständlich, wenn man ihr 
die ideologische Einschätzung der Ökonomie 
der westlichen Führungsmacht zugrunde legt: 

Die USA würden den Übergang von der Kriegs-
wirtschaft zur Friedenswirtschaft nicht mei-
stern; eine gewaltige Überproduktionskrise 
sei unvermeidlich. Die „allgemeine Krise des 
Kapitalismus" werde in den USA einem neuen 
Höhepunkt zutreiben analog der Weltwirt-
schaftskrise von 1929 bis 1933. Diesen Funk-



tionären mußte die Übernahme großer ameri-
kanischer Lieferungen seitens der Sowjetunion 
geradezu als eine dem Kapitalismus gewährte 
Gnadenfrist erscheinen. Stalin konnte sich un-
gerührt in Ost- und Mitteleuropa seine Kno-
chenbrechertaktik leisten und noch darauf spe-
kulieren, daß das wirtschaftlich und sozial zer-
rüttete Resteuropa über kurz oder lang eine 
sichere Beute sein werde.

Washington hätte auf eine solche Haltung 
nicht unvorbereitet sein müssen. Der damalige 
Charge d'affaires an der amerikanischen Bot-
schaft in Moskau, George F. Kennan, hatte ge-
warnt: Die Befehlsstruktur der sowjetischen 
Wirtschaft werde es der Sowjetführung ge-
statten, nach dem Kriege nicht nur die stärkste 
Armee der Welt zu unterhalten, sondern auch 
— auf Kosten des Lebensstandards der Be-
völkerung — auf Außenhandel notfalls ganz 
zu verzichten. Sie würde nie eine ökonomi-
sche Zusammenarbeit mit den USA durch poli-
tisches Wohlverhalten honorieren. Im Gegen-
teil — weigere sich der Westen, zur Konsoli-
dierung der neugewonnenen sowjetischen 
Macht in Ost- und Mitteleuropa beizutragen, 
so müsse er mit dem „Ausstrecken der Kral-
len" („baring of the fangs") rechnen. „Aber 
niemand in Moskau glaubt, daß die westliche 
Welt in der Lage wäre, standhaft zu bleiben, 
wenn sie einmal dem Wolf des sowjetischen 
Mißbehagens in voller Lebensgröße gegen-
überstünde, wie er an dei Tür steht und droht, 
das Haus einzuschlagen. Und es ist dieser Un-
glaube, auf den die globale sowjetische Poli-
tik gegründet ist."
Zwar waren die Meinungen in Moskau nicht 
einhellig. Ausgerechnet Stalins bisheriger öko-
nomischer Chefberater, der aus Ungarn stam-
mende Professor Eugen Varga, schloß zu die-
ser Zeit eine Arbeit über „Veränderungen der 
kapitalistischen Wirtschaft im Gefolge des 
Zweiten Weltkrieges" ab. Das Buch, das 1946 
erschien, sagte den erfolgreichen Einsatz des 
amerikanischen Potentials für die ökonomi-
sche Rekonstruktion Europas und einen kon-

junkturellen Aufschwung der westlichen Län-
der für das nächste Jahrzehnt voraus. Die 
„Krise des Kapitalismus" wurde um zehn 
Jahre hinausgeschoben.

Diese Prognose paßte so wenig in die unter 
dem maßgeblichen Einfluß der Shdanow-Woss-
nessenskij-Gruppe zustande gekommene und 
auf einen baldigen Kollaps des Kapitalismus 
ausgerichtete politische Konzeption der So-
wjetführung, daß Eugen Varga auf einer wis-
senschaftlichen Konferenz in Moskau (7., 14. 
und 21. Mai 1947) stark kritisiert und anschlie-
ßend seiner Funktion enthoben wurde. Das 
bis dahin von ihm geleitete „Institut für Welt-
wirtschaft und Weltpolitik" wurde aufgelöst. 
Varga, der auf die neuartige ökonomische 
Führungsrolle des Staates in der westlichen 
Industriegesellschaft hingewiesen hatte, übte 
Selbstkritik und schrieb seine politische Öko-
nomie des Kapitalismus um: Es entstand ein 
langweiliges Opus, das bei weitem nicht dem 
Rang dieses sonst so originellen Marxisten 
entsprach.

Es ist müßig, darüber zu spekulieren, ob die 
Spannungshöhe der Konfliktbeziehungen, die 
man dann etwas unscharf und emotional als 
„Kalten Krieg" bezeichnete, auf einem mittle-
ren Niveau hätte gehalten werden können, 
wenn die amerikanische Politik sich schon frü-
her an die Prognose Kennans und die sowje-
fische Politik sich überhaupt an die Prognose 
Vargas gehalten hätte.

Als jedenfalls mit Truman-Doktrin und Mar-
shallplan (dessen Vorbereitung Kennans erste 
Leistung als Chef des politischen Planungs-
amtes im State Department war) die fast 
schon sichere Beute „Resteuropa" der So-
wjetunion entzogen wurde, erfolgte jenes „ba-
ring of the fangs", zu dem die Verketzerung 
Vargas den ideologischen Auftakt bildete und 
das sich dann in der Gründung des Komin-
formbüros, der Zweilagertheorie Shdanows, im 
Prager Staatsstreich und der Berlin-Blockade 
manifestierte.

II. Die „dritte Etappe der allgemeinen Krise des Kapitalismus 
und die „friedliche Koexistenz"

Stalin selbst hinterließ seinen Nachfolgern 
eine geänderte Anleitung zum Handeln. In 
seinen „Ökonomischen Problemen des Sozia-
lismus in der UdSSR" spendete er ihnen den 
Trost, daß die so wohlgeordnet erscheinende 

und zur Einheit provozierte westliche Welt 
sich über kurz oder lang abermals entzweien 
werde. Sein eigener Versuch von 1952, in der 
Deutschlandfrage den Hebel anzusetzen, 
wurde zwar, weil seine westlichen Kontra-



henten auf sein Angebot nicht eingingen, zu 
einer „verpaßten Chance" für ihn. Doch seiner 
Prognose des Zerfalls des westlichen Lagers 
entsprach die Intention, die Chruschtschow mit 
der These von der „friedlichen Koexistenz 
zwischen Staaten verschiedener Gesellschafts-
und Wirtschaftsordnungen, die günstige Vor-
aussetzungen für den weltweiten Klassen-
kampf schafft", verfolgte. Diese These gewann 
noch dadurch an Glaubwürdigkeit, daß sie 
mit Anti-Stalin-Kampagnen verbunden wurde.

Varga wurde schon ein Jahr nach Stalins Tod 
durch die Verleihung des Leninordens und des 
Stalinpreises rehabilitiert; das 1947 aufgelöste 
Institut wurde 1956 mit leicht verändertem 
Namen als „Institut für Weltwirtschaft und 
internationale Beziehungen" wieder eröffnet. 
Varga selbst war schon zu alt, um die Leitung 
noch einmal zu übernehmen. Seine Vorstellun-
gen von den Veränderungen des Kapitalismus 
befruchteten aber allmählich die Arbeiten sei-
ner Nachfolger. Allerdings ging es dabei nicht 
ohne größere Schwierigkeiten ab.

Averell Harriman, der auf einer Reise durch 
die Sowjetunion im Frühjahr 1959 die seit sei-
ner Botschafterzeit vor sich gegangenen Än-
derungen beobachten konnte, besuchte auch 
dieses Institut. In seinem Bericht („Frieden mit 
Rußland?", 1959) bezeichnete er es als „eine 
Einrichtung, die die wirtschaftlichen Bedingun-
gen auf der ganzen Erde beobachtet und die 
statistischen Daten beschafft, mit denen Chru-
schtschow und seine Kollegen den künftigen 
Kurs der Weltgeschichte in Übereinstimmung 
mit Karl Marx bestimmen können.

sch fragte Professor Arsumanjan, den Leiter 
des Instituts, wie er die Voraussagen Karl 
Marx' über den Verfall des Kapitalismus mit 
den Realitäten des amerikanischen wirtschaft-
lichen Lebens vereinbaren könne. Er entgeg-
nete, daß sich die Voraussagen planmäßig er-
füllt hätten, und seine dreißig oder vierzig 
Kollegen, die sich zu der Zusammenkunft in 
seinem Büro versammelt hatten, murmelten 
warmen Beifall. Er hielt dann eine Rede über 
die Verlangsamung der amerikanischen Wirt-
schaftsentwicklung und behauptete, daß das 
schließlich zur Stagnation und zur Fäulnis bei 
wachsender Arbeitslosigkeit führen werde. . . . 
Die nachfolgende Diskussion, an der auch an-
dere Mitglieder des Instituts teilnahmen, zeig-
te einen solchen Mangel an Verständnis für 
Amerikas wirtschaftliche Tatsachen, daß ich 
schließlich vorschlug, die Angehörigen des In-
stituts sollten ihre Urteile sorgfältiger über-

prüfen, damit sie nicht, wie andere sowjeti-
sche Wirtschaftswissenschaftler vor ihnen, ihre 
Posten wegen falscher Voraussagen über die 
amerikanische Wirtschaft verlören.

Chruschtschow gebrauchte die gleichen Zah-
len wie diese Wirtschaftler. . . . Ich sagte ihm 
warnend, daß seine Wirtschaftler sich in ihrer 
Fehleinschätzung unseres zukünftigen Wachs-
tums gefährlich irrten. Chruschtschow machte 
dagegen heftigste Einwendungen, und Miko-
jan unterstützte ihn. Sie behaupteten, daß sie 
mit der marxistischen Doktrin die amerika-
nische Zukunft besser analysieren könnten 
als wir."

Die ideologischen Hemmungen, unter denen 
die Arbeiten des Instituts standen, erklären 
sich auch daraus, daß Chruschtschow — unter 
dem Vorzeichen der friedlichen Koexistenz — 
eine neue Offensivstrategie entwickeln wollte. 
Seine Ideologen und Politökonomen hatten 
ihm für diesen Entwurf die begründenden 
Theorien zur Verfügung zu stellen.

Wenn man diese Theorien eindampft und kon-
densiert, dann kommt ein Bild heraus, in dem 
das gegenwärtige Welttheater sich in ein Drei-
Strom-Land verwandelt: Der weltrevolutio-
näre Prozeß wird nach wie vor als die umge-
staltende Krall, des Zeitalters verstanden. 
Aber er hat sich in drei Ströme geteilt. Der 
erste Strom geht wie in Nilstroni durch die 
sozialistischen Länder, befruchtet sie und 
macht sie reif für den Übergang zur kommu-
nistischen Gesellschaft. Der zweite Strom, noch 
einigermaßen unreguliert, geht durch die Län-
der der Dritten Welt, ruft dort die nationalen 
Befreiungsrevolutionen hervor und veranlaßt 
beireite Länder, den nichtkapitalistischen Weg 
zu wählen. Der dritte Strom braust sozusa-
gen unterirdisch in den Ländern der kapitali-
stischen Welt und entfaltet dort eine Kraft 
der Erosion von unten her.

Diese drei Perspektiven wurden in immer 
neuen Schattierungen abgewandelt, von den 
Moskauer Erklärungen der kommunistischen 
und Arbeiterparteien von 1957 und 1960 über 
den XXII. Parteitag 1961 bis zu einer gewissen 
Zäsur im letzten Drittel des Jahres 1962.

Uni das Wunschbild von einer fortschreitenden 
Erosion der kapitalistischen Welt möglichst 
phantasievoll auszugestalten, bereicherten 
Chruschtschows Ideologen die Vorstellung 
von der „allgemeinen Krise des Kapitalismus" 
um eine neue Etappe. Die erste Etappe da-
tierte man auf das Ende des Ersten Weltkrie-
ges, als durch die Oktoberrevolution Rußland 



aus der „Kette der imperialistischen Staaten" 
herausgebrochen worden sei. Die zweite 
Etappe datierte man auf das Ende des Zweiten 
Weltkrieges, als — zufolge des Sieges der Ro-
ten Armee — weitere Kettenglieder heraus-
gebrochen wurden.
Um die Möglichkeit einer neuen offensiven 
Politik gegenüber der westlichen Welt zu be-
gründen, ließ man eine „dritte Etappe der all-
gemeinen Krise des Kapitalismus" Mitte der 
fünfziger Jahre beginnen — diesmal jedoch 
ohne Krieg. Da das Atomzeitalter einen Welt-
krieg ausschloß, mußte man begründen, war-
um der Westen ohne großen Krieg sogar noch 
vorteilhafter bekämpft werden könnte. (Hierin 
liegt eine der Wurzeln für den Konflikt Mos-
kau — Peking.) Man nahm an, daß drei Fakto-
ren die „dritte Etappe der allgemeinen Krise 
des Kapitalismus" herbeigeführt hätten:
1. Der ökonomische Wettbewerb des soziali-
stischen Lagers gegen das kapitalistische. „In 
historisch kürzester Frist" werde man den Ka-
pitalismus „einholen und überholen". Hierin 
gründen die großen ökonomischen Euphorien, 
die allesamt in Enttäuschung und Ernüchte-
rung endeten.

2. Der Prozeß der Entkolonialisierung. Er 
wurde als vom sozialistischen Weltlager er-

zwungen dargestellt; er würde unaufhörlich zu 
einer weiteren Schwächung des „imperialisti-
schen Lagers" beitragen. Die Sowjetunion 
lehne zwar einen „Export der Revolution" ab 
(hierin liegt ein weiterer Anlaß für den Kon-
flikt mit den Chinesen); wenn jedoch in einem 
Land eine nationale Befreiungsrevolution aus-
gebrochen sei, dann werde das sozialistische 
Lager den „Export der Konterrevolution" ver-
hindern. (Hier der ideologische Ansatzpunkt 
für die späteren Kampagnen der Sowjets ge-
gen die USA in der Vietnamfrage.)

3. Veränderungen in der kapitalistischen 
Welt selbst. Hier setzte man den Übergang 
vom „Monopolkapitalismus" zum „staatsmo-
nopolistischen Kapitalismus" ein, wobei auch 
einige der Vorstellungen Vargas verarbeitet 
wurden.

Zunächst war der Begriff des „staatsmonopoli-
stischen Kapitalismus" nichts anderes als eine 
von außen herangetragene Leerformel, für die 
man auf einige Äußerungen Lenins zurück-
greifen konnte. In der Vorbereitung des XXII. 
Parteitages gab es einige Bemühungen, den 
Begriff mit Inhalt zu füllen. Aber erst vom 
letzten Drittel des Jahres 1962 an begann man 
sich intensiver und auf eine neue Art mit dem 
westlichen Industriestaat auseinanderzusetzen.

III. „Staatsmonopolistischer Kapitalismus" im Westen — 
ökonomische Reformdiskussion im Block — Konvergenztheorie

Den Markstein bildete die vom Institut für 
Weltwirtschaft und internationale Beziehun-
gen in Moskau vom 27. August bis 3. Septem-
ber 1962 veranstaltete wissenschaftliche Kon-
ferenz über den „staatsmonopolistischen Ka-
pitalismus" und eine neue Taktik der Arbei-
terklasse in den kapitalistischen Ländern. Das 
Grundsatzreferat hielt Prof. Arsumanjan (in-
zwischen verstorben).
Das nun zunehmende Engagement an dieser 
Thematik ist aber nicht nur aus dem Interesse 
zu erklären, eine bessere Grundlage für die 
ideologische Auseinandersetzung mit dem 
Westen zu gewinnen. Es wirkten auch andere 
Momente mit:
1. Die Notwendigkeit, endlich die Steigerung 
der ökonomischen Effizienz des eigenen Sy-
stems ernstlich ins Auge zu fassen, statt sich 
weiterhin im ökonomischen Wunschdenken 
zu ergehen. Es ist hierfür bezeichnend, daß 
kurz nach der Konferenz der bis dahin völlig 

unbekannte Charkower Professor Liberman 
jenen Artikel in der „Prawda" veröffentlichte, 
der dann in den westlichen Ländern so sensa-
tionell wirkte, weil mit ihm die ökonomische 
Reformdiskussion im Ostblock eröffnet wurde. 
Die Polemik gegen den „staatsmonopolisti-
schen Kapitalismus" bot einen geeigneten An-
laß, das Funktionieren des westlichen Indu-
striesystems zum eigenen Nutzen besser zu 
studieren.

2. Die Misere des Comecon. Der Wunsch, die 
ökonomische Effizienz der sozialistischen 
Volkswirtschaften zu erhöhen, ließ es als pein-
lich empfinden, daß das sozialistische Gegen-
stück zur Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft, der „Rat für gegenseitige Wirtschafts-
hiile" (Comecon), so schlecht funktionierte. 
Die sowjetischen Führer hatten die EWG bis-
her überhaupt nicht ernst genommen. Noch im 
Sommer 1962 erklärte Chruschtschow seinem 
Besucher Fanfani: „Dieser Baum wird verdor-



ren, noch ehe er Früchte getragen hat." Jetzt 
aber wurde inan in Moskau — und zwar zuerst 
auf der Seite der Wirtschaftswissenschaftler 
- geneigt, aufmerksamer aut die italienischen 

Genossen zu hören, die schon lange wieder den 
dogmatischen Stachel gelökt hatten. Nicht zu-
letzt sie brachten die Sowjets zu der recht un-
bequemen Einsicht, daß die EWG funktioniere, 
offensichtlich besser als der Comecon. Das war 
ein Grund mehr, die Anstrengungen zu ver-
stärken, in den Wirkungsmechanismus des 
„staatsmonopolistischen Kapitalismus" einzu-
dringen, und zwar hinsichtlich seiner über-
nationalen Integrationsmöglichkeiten.

3. Die Kuba-Krise und ihre Nachwirkungen 
steigerten das Interesse an der systematischen 
Auseinandersetzung; sie schärfte nämlich 
auch den Blick der beamteten Ideologen für 
die westliche „Strategie des Friedens". Diese 
Friedensstrategie war durch wissenschaftliche 
Analysen westlicher Sowjetologen und Wirt-
schaftswissenschaftler über das Sowjetsystem 
längst vorbereitet; sie war 1960 formuliert 
und wurde von Kennedy mit Beginn seiner 
Präsidentschaft übernommen. Nach der Kuba-
Krise kam sie erst recht zur Auswirkung. Vor 

allem war es die von westlichen Wissenschaft-
lern entwickelte Konvergenztheorie, nach der 
sich die beiden gesellschaftlichen Systeme 
langfristig aufeinander zubewegen würden, 
die den sowjetischen Funktionären und Wis-
senschaftlern zu schaffen machte und sie zu 
lebhaften Protesten veranlaßte. Die Betroffen-
heit war um so größer, als bei der Vorberei-
tung der ökonomischen Reformexperimente 
und den ersten Schritten zu ihrer Verwirk-
lichung von den kommunistischen Parteifüh-
rungen selbst die Losung „den Kapitalismus 
einholen und überholen" durch die Parole 
„von den Kapitalisten lernen" ersetzt worden 
war.

Deshalb nahm die Ausarbeitung der Ana-
lysen über den „staatsmonopolistischen Ka-
pitalismus" allmählich auch einen apologeti-
schen Zug an. Nicht der Sozialismus konver-
giere zur Marktwirtschaft, sondern der „staats-
monopolistische Kapitalismus" nehme bereits 
teilweise sozialistische Planung vorweg. Der 
westlichen Konvergenztheorie über den So-
zialismus wurde eine östliche Konvergenz-
theorie über den Kapitalismus gegenüberge-
stellt.

IV. Eine neue Regionaltaktik für Westeuropa

Der Sturz Chruschtschows wirkte keineswegs 
hemmend. Die Arbeit der Parteiwissenschaft-
ler intensivierte sich. Man gewinnt sogar den 
Eindruck, daß die neue Führung in Moskau, 
aber auch andere Parteiführungen, die neuen 
Analysen über den westlichen Industriestaat 
in ihr Lagebild mehr und mehr einbezogen, 
um daraus zu Schlüssen für Aktionen auf der 
gesellschaftlichen, aber auch der staatlich-di-
plomatischen Ebene zu kommen. Begünstigt 
durch weltpolitische Veränderungen (Auswir-
kungen der Eskalation in Vietnam, Sonder-
kurs de Gaulles) entsteht nun eine neue Regio-
naltaktik für Westeuropa. Sie ist durch drei 
Elemente bestimmt:
— Die Theorien über den „staatsmonopoli-

stischen Kapitalismus",
•— die „Taktik des Dialogs" zur Vorbereitung 

„antimonopolistischer Koalitionen", quali-
tätsmäßig verbesserter Volksfronten in 
einzelnen Ländern und, die territorialen 
Aktivitäten übergreifend,

— die sowjetische Konzeption eines europäi-
schen Sicherheitssystems ohne die USA.

Waren es bis 1962 die Italiener, die auf eine 
neue Linie gedrängt hatten, so traten nun auch 
Ost-Berlin und die KP Frankreichs als Zen-
tren eigener analytischer Arbeiten und beson-
derer Aktionen hervor.

Diese regionalen Aspekte verdienen Beach-
tung, wobei auch die Rolle der parteieigenen 
Forschungszentren zu berücksichtigen ist. Es 
sind dies in Rom das Gramsci-Institut, in Pa-
ris das Maurice-Thorez-Institut und in Ost-
Berlin, wo sich mehrere Institutionen mit der 
Observation der Bundesrepublik befassen, 
vornehmlich das Institut für Gesellschaftswis-
senschaften beim ZK der SED.

1. Die Taktik des „Dialogs" in Italien und das 
internationale Marxisten-Kolloquium in 
Rom (Juni 1965)

Die Kommunistische Partei Italiens hatte in 
den letzten Jahren längst nicht mehr die prin-
zipiellen Schwierigkeiten wie z. B. die KP 
Frankreichs zu überwinden. Ihre Abkehr vom 



dogmatischen Kurs setzte früh ein. Der Pau-
kenschlag, mit dem Chruschtschow auf dem 
XX. Parteitag der KPdSU 1956 die Entstali-
nisierung einleitete, bedeutete für den dama-
ligen Führer der KP Italiens, Togliatti, einen 
Schock. In einem Presseinterview bekannte er 
ollen, daß die Sowjetunion kein brauchbares 
Modell mehr für westliche kommunistische 
Parteien sei. Aus dieser Einsicht formulierte 
er für die kommunistische Weltbewegung die 
Konzeption des Polyzentrismus, wonach es 
künftig mehrere Zentren geben werde. Für 
den italienischen Gebrauch konzipierte er ein 
Programm „struktureller Reformen". Die Kom-
munisten Italiens sollten sich als eine progres-
sive Kraft erweisen, indem sie praktikable 
Vorschläge zur Diskussion stellten, z. B. struk-
turelle Reformen für den wirtschaftlich unter-
entwickelten Süden Italiens, strukturelle Ver-
besserungen im italienischen Dorf usw. Damit 
sollte die KP Italiens aus der Isolierung her-
auskommen, in der sie sich befand, solange 
man sie für eine Satellitenpartei Moskaus hal-
ten konnte. Sie sollte das politische Kräfte-
spiel wieder mitgestalten können.

Auf dieser Linie einer gewissen Anpassung 
an die Umwelt setzte sich die KP Italiens all-
mählich auch mit der Realität der europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft auseinander. 
Ursprünglich hatte sie die EWG genau so ab-
gelehnt wie noch lange nachher die KP Frank-
reichs. Nach dem alten dogmatischen Konzept 
von der anarchischen Produktionsweise im 
Kapitalismus und den unüberwindlichen Wi-
dersprüchen zwischen den imperialistischen 
Staaten durfte die EWG gar nicht funktionie-
ren. Aber auf der Suche nach strukturellen Re-
formen waren die italienischen Kommunisten 
pragmatisch genug geworden, um einzusehen, 
daß der westeuropäische Kapitalismus durch-
aus imstande sei, das Problem zu lösen, wie 
mehrere nationale Volkswirtschaften ökono-
misch integriert werden könnten.

Es gab über diese Fragen lebhafte Kontrover-
sen, nicht nur mit sowjetischen, sondern auch 
mit französischen Genossen, die ihren Nieder-
schlag auch in den Spalten der in Prag redi-
gierten internationalen kommunistischen Zeit-
schrift „Probleme des Friedens und des So-
zialismus" gefunden haben.

Im Jahre 1962 begannen diese Anstöße der 
italienischen Kommunisten zu wirken. Die 
vom Moskauer Institut für Weltwirtschaft und 
internationale Beziehungen vom 27. August 
bis 3. September 1962 veranstaltete Konferenz 

über den „staatsmonopolistischen Kapitalis-
mus" und wirksamere Formen des Klassen-
kamples in den westlichen Ländern brachte 
den italienischen Thesen eine gewisse Aner-
kennung. Die KPI selbst aber geriet im Zuge 
der Veränderungen, die sich im politischen 
Leben Italiens vollzogen, in eine Situation, in 
der sich erweisen mußte, ob mit der neuen 
Theorie über den westlichen Industriestaat, 
dem Programm „struktureller Reformen" und 
der Taktik des „breiten Bündnisses", etwas 
anzufangen sei. Die apertura a sinistra, die 
Herstellung einer Koalition aus den christ-
lichen Demokraten, den Saragat-Sozialdemo-
kraten und den Nenni-Sozialisten, weckte un-
ter den gespaltenen Sozialisten Italiens die 
Neigung, die Einheit wiederherzustellen. Die 
Nenni- und die Saragat-Sozialisten waren ge-
willt, sich zu fusionieren. Diese Tendenz 
elektrisierte den neuen Führer der KPI, Luigi 
Longo, der dem 1964 verstorbenen Togliatti 
gefolgt war. Er mußte alles daran setzen, daß 
die KPI an diesem Fusionsprozeß teilnahm, um 
die große einheitliche italienische Linke her-
zustellen und damit an die Macht heranzu-
kommen.

Um diese Zeit lud das Gramsci-Institut zu 
einem internationalen Marxisten-Kolloquium 
über „Tendenzen des europäischen Kapitalis-
mus" ein, das im Juni 1965 in Rom stattfand. 
Außer Kommunisten kamen auch Führer und 
Theoretiker weiterer linker Strömungen aus 
Italien und anderen Ländern. Es gab allerlei 
Diskussionen über die zu Ende gehende Auf-
schwungsphase der ökonomischen Entwick-
lung in Westeuropa, über die zu erwartende 
Konjunkturverschlechterung, die jedoch, wie 
man gleichzeitig bemerkte, nicht von kata-
strophaler Natur sein würde, und auch über 
die Nichtumkehrbarkeit der wirtschaftlichen 
Integration Westeuropas. Die lebhafteste Dis-
kussion entbrannte über die Grundfrage der 
neuen Taktik, wieweit nämlich das Programm 
der „strukturellen Reformen", also der allmäh-
lichen Verwandlung des „staatsmonopolisti-
schen Kapitalismus" aus sich selbst heraus, mit 
Unterstützung und Mitwirkung der linken 
Kräfte überhaupt politische Durchschlagskraft 
habe. Lelio Basso, einer der Führer der 
Italienischen Sozialistischen Partei der prole-
tarischen Einheit, meldete erhebliche Zweifel 
an. Nach seiner Ansicht hatte sich in den 
kapitalistischen Ländern folgendes Schema 
eingespielt: „Die Arbeiterklasse stellt eine be-
stimmte Forderung und kämpft für sie; der 
Kapitalismus absorbiert diese Forderung; das 
Ergebnis sind bestimmte Veränderungen im 



kapitalistischen System". Wo aber bleiben 
die politischen Folgen? Es wurden konkrete 
Fälle genannt, die diese Auffassung bestätig-
ten. Die Interpretation läuft darauf hinaus, 
daß rechtzeitige Reformen im Rahmen des 
westlichen Industriestaates der Bewegung 
„von unten" den revolutionären Wind aus den 
Segeln nehmen. In Rom gab es deshalb nicht 
wenige skeptische Stimmen, die zwar eine 
„demokratische Programmierung im Kapita-
lismus" für möglich hielten, aber davor warn-
ten, sie als „Allheilmittel" bzw. „als Anzeichen 
einer Erhöhung der sozialistischen Tempera-
tur' des bestehenden Systems anzusehen". Al-
les hänge davon ab, ob der Kampf auf allen 
Ebenen gekämpft werde, nicht nur als ökono-
mischer Kampf in den Betrieben, sondern vor 
allem als politischer Kampf um die Macht. 
Dazu erklärte der Führer der italienischen Me-
tallarbeitergewerkschaft, Bruno Trentin, daß 
„eine langsame und allmähliche Umwandlung 
des Systems (in den westlichen Industriestaa-
ten) eine illusorische Hoffnung sei, solange 
eine universelle Strategie fehlt".

Die Vertreter des Instituts für Weltwirtschaft 
und internationale Beziehungen in Moskau, 
die an dieser Konferenz in Rom teilnahmen, 
waren von dieser Art der offenen Diskussion 
beeindruckt. Der sowjetische Berichterstatter 
I. Ambarzumow machte jedenfalls das Beste 
aus der Sache und erklärte, daß „die Konfe-
renz in Rom eine glänzende Widerlegung der 
bürgerlichen Erfindungen von einem ,Schema-
tismus’ des Marxismus" gewesen sei.

Als in Italien klar war, daß sich die Fusion 
der Nenni- und Saragat-Sozialisten ohne die 
Kommunisten vollziehen würde, änderte Lon-
go die Taktik. Er rief nun zum großen Dialog 
mit den Katholiken auf. Eine Ermutigung 
schöpfte er aus der päpstlichen Enzyklika 
„Populorum Progressio": Indem Paul VI. das 
System des Profits und den Rüstungswettlauf 
verurteilte, bewege er sich bereits auf einem 
den Kommunisten vertrauten Feld, demjeni-
gen des Kampfes gegen den Imperialismus. 
Longo gab der Hoffnung Ausdruck, daß das 
päpstliche Rundschreiben in den Katholiken 
den antikapitalistischen Geist erwecken wer-
de. Neue und große Möglichkeiten des Dia-
logs bestünden.

Inzwischen ist dieser „Dialog" zu einem Fak-
tor der italienischen Innenpolitik geworden, 
von dem einige Bewegung, ja sogar einige 
Unruhe ausgeht.

2. Die Taktik des „Dialogs" in Frankreich und 
die internationale marxistische Konferenz 
in Choisy-le-Roi (26.—29. Mai 1966)

Bie der Präsidentenwahl Ende 1965 hatte der 
Sammelkandidat der Linken de Gaulle zu 
einem zweiten Wahlkampf gezwungen. Nach 
diesem Erfolg schlug der Führer der KPF, Wal-
deck-Rochet, auf der „Woche des marxisti-
schen Denkens" in Paris (9.—15. März 1966) 
den Sozialisten vor, den „Dialog über die 
ideologischen und theoretischen Fragen" wie-
deraufzunehmen. Um ein wesentliches Hin-
dernis zu beseitigen, verzichtete er namens 
der KPF auf die alte Stalinsche These von der 
einen monolithischen Partei, die für die Füh-
rung des proletarischen Klassenkampfes not-
wendig sei. Er versprach, daß nach einem 
eventuellen gemeinsamen Sieg ein sozialisti-
sches Mehrparteiensystem bestehen bleiben 
werde. Die entscheidende Frage sei dann al-
lerdings, wie man einen kapitalistischen Rück-
schlag verhindern könne. Als Nahziel dekla-
rierte er den Sieg bei den Parlamentswahlen 
1967, um erst einmal das „Regime der persön-
lichen Macht" — wie die französischen Kom-
munisten die Regierung de Gaulles nennen — 
zu beseitigen.

Nachdem den in Aussucht genommenen Bünd-
nispartnern ein Kampfprogramm zugeleitet 
worden war, lud das ZK der KPF gemeinsam 
mit der Redaktion von „Economie et Politi-
que" marxistische Wissenschaftler, insonder-
heit Politökonomen, zu einer internationalen 
Konferenz vom 26. bis 29. Mai 1966 nach 
Choisy-le-Roi über „Probleme des staatsmono-
polistischen Kapitalismus" ein. Das Politbüro 
der KPF nahm vollzählig teil. Weil man die 
Mehrheit der Franzosen für noch nicht reif 
hielt, für die Verwirklichung des Sozialismus 
zu kämpfen, war das Interesse für die neuen 
Analysen verständlich, die zeigen sollten, wie 
im Rahmen der bestehenden Ordnung der west-
lichen Industriestaaten und besonders unter 
den Bedingungen der französischen Planifi-
kation eine Transformation eingeleitet wer-
den könne, welche die Kommunisten zunächst 
evolutionär ihrem Ziel näher bringt.

Unter Thorez waren seit dem Scheitern der 
Volksfrontkonzeption nach Kriegsende solche 
Gedanken nicht üblich. Jetzt konnte sich das 
ideologische Gewissen bei der Vorstellung be-
ruhigen, daß, je mehr der „staatsmonopolisti-
sche Kapitalismus" den objektiven Prozeß der 
Vergesellschaftung der Produktion beschleu-
nige, desto stärker in seinem Schoße die öko-
nomischen und sozialen Voraussetzungen für 



den Übergang zur „antimonopolistischen De-
mokratie" und zum Sozialismus würden. Es 
sei deshalb zu gegebener Zeit durchaus mög-
lich, die vom „staatsmonopolistischen Kapi-
talismus" hervorgebrachten Formen, nämlich 
Staatsunternehmung, Planifikation, staatliche 
Finanzierung der Produktion, Kreditreglemen-
tierung, Regulierung der Investitionen, Steu-
erwesen, direktes Einwirken des Staates auf 
Lohn, Preis und Gewinn, zu wirksamen Mit-
teln zu machen, die für den Übergang zum So-
zialismus benutzt werden könnten; die vom 
„staatsmonopolistischen Kapitalismus" ge-
schaffenen Hebel der staatlichen Einfluß-
nahme auf die Wirtschaft könnten gegen die 
Monopole gekehrt und für den Prozeß des re-
volutionären Übergangs ausgenutzt werden.

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, die 
unter Thorez als das „Europa der Trusts" be-
zeichnet und immer abgelehnt worden war, 
wurde nun, wenn auch mit einigen Vorbehal-
ten, als Realität anerkannt. Man gestand zu, 
daß in ihr objektive ökonomische Gesetze im 
Sinne einer „Internationalisierung des Kapi-
tals" wirken. Die wirklich „demokratische Al-
ternative" zur gegenwärtigen Integrations-
politik müsse es jedoch sein, die Grenzen des 
gemeinsamen Marktes zu überspringen und 
die Basis für eine wirtschaftliche Zusammen-
arbeit aller Staaten Europas, gleich ob kapi-
talistisch oder sozialistisch, zu schaffen. Die 
EWG müsse in einen größeren ökonomi-
schen europäischen Verband aufgehen, der 
auch die sozialistischen Länder einschließe.

Im Dezember 1966 wurde das Wahlbündnis 
mit der Linksföderation Mitterands geschlos-
sen, das bei den Parlamentswahlen im März 
1967 erhebliche Gewinne erzielte und die gaul-
listische Regierungspartei in eine schwierige 
Lage brachte. Waldeck-Rochet nannte dieses 
Bündnis in Karlsbad den „Einheitsvertrag". 
Allerdings stimmt das nicht so ganz; denn 
Mitterand hatte nur die eine Hälfte des Vor-
schlags akzeptiert, sich beim zweiten Wahl-
gang gegenseitig zu unterstützen. Die für Wal-
deck-Rochet noch wesentlichere Seite des Vor-
schlags, ein gemeinsames Regierungspro-
gramm als „demokratische Alternative zum 
staatsmonopolistischen Kapitalismus" und zum 
„Regime der persönlichen Macht" zu verein-
baren, wurde nicht akzeptiert. Aber Waldeck-
Rochet denkt weiter. Er setzt auf spätestens 
1971/72, wenn de Gaulles Präsidentenschaft 
ausläuft. Dann hofft er mit Hilfe einer „anti-
monopolistischen Koalition", einer modernen, 
offensiven Volksfront, den Durchbruch zu er-

zielen. Ob aber der Gang der Dinge den Dia-
log zwischen Kommunisten und Linksfödera-
tion bis dahin fördern oder hemmen wird, 
bleibt abzuwarten. Der Nah-Ost-Konflikt im 
Juni 1967 wirkte spaltend; er sah die Kom-
munisten getreu der Linie Moskaus im pro-
arabischen Lager, dagegen Mitterand und seine 
Leute stark pro-israelisch engagiert.
Man hat im Sommer und im Herbst 1967 in 
einer gemeinsamen Kommission die Punkte 
der Übereinstimmung und der fortbestehenden 
Divergenzen zu klären versucht. Nach wie vor 
unterscheiden sich die Verhandlungspartner 
vornehmlich in außenpolitischen Fragen. Als 
Ergebnis der Beratungen wurde am 24. Februar 
1968 ein gemeinsames Programm der Kommu-
nisten und der Linksföderation veröffentlicht. 
Waldeck-Rochet hat es als „akzeptierte Min-
destplattform" charakterisiert, nicht jedoch als 
gemeinsames Regierungsprogramm. Letztlich 
geht es auch hier um das „Wer — Wen?". Die 
Dinge sind nach den jüngsten Ereignissen in 
der Tschechoslowakei sicherlich wieder im 
Fluß.

3. Die Prager Round-table-Konferenz über 
den „Platz der Reformen" im Kampf gegen 
den „staatsmonopolistischen Kapitalismus"

Eine Konferenz, welche die Aufgabe hatte, 
kleinere nichtregierende kommunistische Par-
teien für die Taktik des Dialogs auf gesell-
schaftlicher Ebene auszurüsten, fand für Ver-
treter aus 16 Ländern am „runden Tisch" der 
Redaktion der internationalen Zeitschrift „Pro-
bleme des Friedens und des Sozialismus" vom 
1. bis 3. November 1966 in Prag statt.
Die Beiträge aus diesen Ländern waren dem-
entsprechend auf die spezifischen Probleme 
der dortigen kommunistischen Parteien abge-
stimmt. Der Generalsekretär der KP Kanadas, 
William Kashtan, sprach von der Notwen-
digkeit, den modernen Kapitalismus undogma-
tisch zu studieren. Nur ein undogmatisches 
Studium gestatte es, Programme auszuarbei-
ten, „die von den tatsächlichen Widersprüchen 
des modernen, nicht aber des gestrigen Kapi-
talismus ausgehen und durch veraltete Lo-
sungen nicht belastet werden".
Man müsse „Zwischenforderungen und über-
gangsformen des Kampfes festlegen", ja die 
Partei müsse unter den neuen Bedingungen 
„ihr Antlitz wandeln". Es sei zwar nicht in 
der Theorie, wohl aber in der Praxis schwer, 
den Arbeitern „den Unterschied zwischen un-
serem Programm der Reformen und dem Re-



formismus deutlich zu machen", dem Refor-
men Selbstzweck und nicht nur ein „Schritt 
vorwärts auf dem Wege zum Endziel" sind. 
„Viele Arbeiter akzeptieren unsere Ideen, 
aber unsere Partei akzeptieren sie nicht", weil 
zwar „die Menschen im allgemeinen . . . für 
radikale Reformen sind, nicht aber für eine 
Revolution in ihrem klassischen Sinne". Die 
Frage: „Wie muß eine revolutionäre Partei 
unter nicht revolutionären Bedingungen ar-
beiten"? ließ Kashtan unbeantwortet.

Der stellvertretende Vorsitzende der KP Finn-
lands, Erkki Salomaa, fügte hinzu, daß man sich 
„nicht allein auf die Verurteilung der kapita-
listischen sozialen und ökonomischen Ord-
nung beschränken" dürfe. „Wir müssen öko-
nomische Umgestaltungen vorschlagen, die 
sich im Rahmen dieser Ordnung verwirklichen 
lassen."

Aber der dänische ZK-Sekretär Ib Nörlund 
traf den neuralgischen Punkt, indem er sagte: 
„Entscheidende Bedeutung für die Entwicklung 
des Kampfes um die demokratischen Refor-
men und die Festigung der antimonopolisti-
schen Kräfte hat jedoch die Aktivität der Mas-
sen"; denn, und dies ist eine bemerkenswerte 
Erkenntnis: „ein und dieselben Reformen kön-
nen eine ganz unterschiedliche Bedeutung ha-
ben, je nachdem, ob sie ein ,Geschenk von 
oben’ oder ein Ergebnis des Kampfes ,von 
unten' sind". Mit anderen Worten, wenn eine 
Verbesserung der sozialen Situation der Ar-
beiter z. B. durch eine politische Streikbewe-
gung erzwungen wird, hat dies einen ande-
ren politischen Effekt, als wenn sie aufgrund 
von Parlamentsbeschlüssen über die soziale 
Gesetzgebung eintritt.

Der Vertreter der KPD, der ZK-Sekretär Josef 
Schleifstein, äußerte sich in habituellem Opti-
mismus. Von der Wirtschaftskrise in der Bun-
desrepublik erwartete er sich einen allgemei-
nen „Stimmungsumschwung in der arbeiten-
den Bevölkerung". Besondere Hoffnungen 
setzte er auf die „Neue Linke", die sich unter 
den Studenten und Intellektuellen der Bundes-
republik zu entfalten beginne. Zwar sei diese 
„Neue Linke" gegenwärtig sowohl von der 
Sozialdemokratie wie den Kommunisten ent-
täuscht und suche nach dem „dritten Weg"; 
eine „positive Beeinflussung dieser sich radi-
kalisierenden Kräfte in der Intelligenz" könne 
aber durch die „Stärkung unserer theore-
tischen Arbeit" erreicht werden, „so daß diese 
intellektuellen Kräfte sich selbst davon über-
zeugen können, daß ihre Vorstellung von 
einer dogmatischen, engen, jeder Entwicklung 

der marxistischen Theorie sich widersetzenden 
kommunistischen Partei ein von der Propa-
ganda des Gegners übernommenes Vorurteil 
ist". (Entsprechende Bemühungen in der Bun-
desrepublik Deutschland gibt es an mehreren 
Stellen, ohne jedoch das Interesse der Öffent-
lichkeit bisher erreicht zu haben.)

4. „Imperialismus heute — Der staatsmono-
polistische Kapitalismus in Westdeutsch-
land" und das Projekt des Redneraus-
tausches SED — SPD

Im Frühjahr 1966 war das Projekt des Redner-
austausches SED—SPD das wichtigste inner-
deutsche Ereignis. Auch in diesem Fall spielte 
auf Seiten der SED die Kombination von theo-
retischer Arbeit und neuer Taktik eine Rolle. 
Ulbricht sprach in seiner Rede zum 20. Jahres-
tag der Gründung der SED davon, daß die 
Taktik des Dialogs mit der SPD auf einer 
neuen „wissenschaftlichen Analyse" der Situa-
tion in der Bundesrepublik beruhe.

Geht man vom Frühjahr 1966 in das Jahr 1965 
zurück, dann stößt man auf eine ganze Reihe 
von Konferenzen. Man findet vor allem ein 
voluminöses Werk „Imperialismus heute — 
Der staatsmonopolistische Kapitalismus in 
Westdeutschland", das diese Konferenzen und 
die Diskussion über das neue Verhältnis von 
Ökonomie und Politik in „Westdeutschland" 
auslöste. Verfaßt ist das Werk von einem 
Autorenkollektiv von fünf Politökonomen des 
Parteiforschungszentrums der SED mit dem 
Institutsdirektor, Professor Otto Reinhold, an 
der Spitze. Es stellt die bisher umfassendste 
kommunistische Analyse über das Verhältnis 
von Ökonomie und Politik in westlichen In-
dustrieländern dar. Ein Kernstück der neuen 
Theorie läßt sich aus der Analyse der Ost-
Berliner Autoren — allerdings in gebote-
ner großer Vereinfachung — gut herauslösen. 
Für die marxistische „Politökonomie des Ka-
pitalismus" war von jeher der „klassische" 
Konjunkturzyklus von eminenter Bedeutung. 
(Siehe Bild 1 S. 28).

Mit den Phasen der ökonomischen Bewegung 
wurden spezifische Erwartungen hinsichtlich 
der sozialen bzw. sozialrevolutionären Bewe-
gung verbunden.

Die Theoretiker der SED sagen nunmehr: Aus 
kleinen Anfängen habe sich in der Mitte der 
fünfziger Jahre das vollendete System eines 
„staatsmonopolistischen Kapitalismus" heraus-
gebildet. Die neue Qualität dieses Systems be-
stehe darin, daß der Staat nicht mehr einfach



den Monopolen untergeordnet, also ein Werk-
zeug der Monopole sei; der Staat selbst ist 
eine ökonomische Potenz. Der neuen Theorie 
zulolge hat der westliche Industriestaat ein 
umfassendes Regulierungssystem zur Steue-
rung ökonomischer Prozesse entwickelt. Er 
wendet es mit Erfolg an. Er kann z. B. aktive 
Konjunkturpolitik betreiben. Man wartet nicht 
mehr die Überproduktion von Waren ab, son-
dern schränkt schon früher die Produktion ein. 
Durch vielfältige Maßnahmen wird versucht, 

eine Übersteigerung der Konjunktur in der 
Aufstiegsphase zu bremsen; wenn die Kon-
junktur „heiß" wird, versucht man, Maßnah-
men zur Dämpfung der Konjunktur einzulei-
ten. Das Hineingleiten in die Krise wird ge-
hemmt, der Ausbruch der Krise wird abge-
schwächt und der Austritt aus der Krise ge-
fördert. Dadurch wird der Konjunkturzyklus 
des Kapitalismus wesentlich verändert. Die 
heftigen Pendelausschläge verschwinden, die 
Zyklen werden abgeflacht.



Nun hatte die Lehre von den Wirtschaftszyk-
len im Kapitalismus eine außerordentliche Be-
deutung für die kommunistische Lehre von der 
Revolution. Bisher hieß es: wenn die kapitali-
stische Wirtschaft in eine Konjunkturphase 
eintritt, dann sinken die revolutionären Ener-
gien der Arbeiterklasse, dann durchläuft die 
revolutionäre Bewegung eine „Ebbe-Periode“. 

Wenn dagegen die kapitalistische Entwicklung 
in eine depressive Phase eintritt, wenn aus 
der ökonomischen Depression soziale Krisen 
entstehen, dann tritt die revolutionäre Bewe-
gung in eine „Flutperiode“ ein, das heißt: 
nach der klassischen Theorie sind der ökono-
mische Zyklus des Kapitalismus und der Zyk-
lus der revolutionären Bewegung gegenläufig.

Unter günstigen Umständen kann in der Flut-
periode der revolutionäre Durchbruch erfolgen. 
Dann wird der bürgerliche Staat zerschlagen, 

die Diktatur des Proletariats errichtet, beginnt 
die ökonomische und soziale Umwälzung der 
Gesellschaft hin zum Sozialismus.



Diese Theorie gilt nicht mehr. Sie wurde — ge-
gen den Widerstand der Dogmatiker — außer 
Kurs gesetzt.

Der Widerstand der Dogmatiker ist verständ-
lich. Wenn nämlich der „staatsmonopolistische 
Kapitalismus" imstande ist, explosionsartige 
Erscheinungen, tiefe ökonomische Depressio-
nen, wie z. B. die Weltwirtschaftskrise von 
1929 bis 1933, zu verhindern, wenn er im-
stande ist, die ökonomischen Pendelausschläge 
abzuschwächen, den ökonomischen Zyklus ab-
zuflachen, wo bleibt dann die Ebbe- und Flut-
periode der Revolution?
(Siehe Bild 5 S. 31).

Die neuen Theoretiker können natürlich nicht 
sagen, daß damit das kapitalistische System 
unangreilbar wird; sie behaupten vielmehr, 
daß es mit der Beseitigung der tiefen Ab-

schwünge auch die steilen Aufschwünge ver-
hindert, daß es permanent unstabil wird, sich 
in einer Krise dauernder Labilität befindet. Sie 
argumentieren: Der staatsmonopolistische Ka-
pitalismus nimmt durch die Regulierung und 
Programmierung der ökonomischen Prozesse 
bereits einen Teil der künftigen sozialisti-
schen Planung vorweg. Dadurch wird der Pri-
vatkapitalist zu einer „völlig überflüssigen 
Figur". Zugleich fördert der Staat auf jede 
Weise die weitere rasche Konzentration des 
Kapitals und der Produktion. Damit vermehrt 
er aber auch auf der anderen Seite die Masse 
der nichtmonopolistischen Volksschichten. 
Gleichwohl begünstigt er durch seine Maß-
nahmen einseitig die Monopole und tut alles, 
um die „Monopolprofite" zu maximieren. Die-
ser Staat meistert die wissenschaftlich-techni-
sche Revolution und investiert gewaltige Sum-
men in Forschung und Entwicklung. Aber die



Kosten hierfür wie auch die Kosten für die 
Aufrüstung wälzt er auf die „nichtmonopoli-
stischen Volksschichten" ab. Diese reichen be-
reits von der Arbeiterschaft über Bauern, Mit-

telstand, die Intellektuellen, besonders die 
technische Intelligenz, bis zu den kleineren 
und mittleren nichtmonopolistischen Kapita-
listen.

Das Unbehagen dieser Schichten über das 
System des „staatsmonopolistischen Kapita-
lismus" wird größer. Aber ihre Kräfte sind 
noch zersplittert. Die Funktion der kommuni-
stischen Parteien in westlichen Industriestaaten 
besteht jetzt darin, als Katalysator einer „an-

timonopolistischen Front" zu wirken. Sie muß, 
vornehmlich durch die „Taktik des Dialogs", 
die anderen Kräfte, Sozialdemokraten, Ge-
werkschaften, progressive Christen, Studenten 
usw., für eine „antimonopolistische Koalition" 
gewinnen.



Diese „antimonopolistische Front“ zielt selbst 
nicht auf einen revolutionären Durchbruch, 
sondern auf „demokratische Reformen", „de-
mokratische Alternativen zum staatsmonopo-
listischen Kapitalismus". Eine besondere Rolle 
fällt dabei dem Kampf der Gewerkschaften um 
betriebliche und außerbetriebliche Mitbestim-
mung zu. Da die „Macht des Staates" und die 
„Kraft der Monopole" eng verbunden sind, 
wird jeder Lohnkampf zugleich zu einem po-
litischen Kampf. Dieser Kampf wird als lang-
wierig und sehr kompliziert angesehen. In 
ihm geht es darum, die Monopole von außen 
wie von innen her zu bedrängen, die vorhan-
denen Machtapparate des Staates personell 
zu durchsetzen, eine Machtposition nach der 

anderen zu gewinnen, bis eines Tages die < 
monopolistische Front des ganzen Vo 
so stark geworden ist, daß sie den 
„ staatsmonopolistischen Kapitalismus"
schaffenen Regulierungsapparat übernir 
„Reform wird zu einer Form der Revoluti
Jetzt erst ist die Basis für den Übergang 
Sozialismus geschaffen. „Einschneidende 
mokratische, antimonopolistische Umge 
tungen sind eine Art Vorbereitungsperiode 
sozialistische Wandlungen. Sie ebnen 
Weg für den Übergang zum Sozialismus 
helfen, die Massen im Geiste der sozial 
sehen Ideen zu erziehen." So hat es der Se 
tär des ZK der KPdSU, B. N. Ponomarew 
November 1967 formuliert.



Im Frühjahr 1966 startete die SED vor dem 
Hintergrund dieser Konzeption den Dialog 
mit der SPD. Er zielte auf die Spaltung der 
Führungsgruppe der SPD und die Mobilisie-
rung ihrer Mitgliedermasse für die Aktions-
einheit, auf die Gewinnung der westdeutschen 
Gewerkschaften und der Intellektuellen. Ul-
bricht war von dieser Perspektive so faszi-
niert, daß er längere Zeit die Warnungen 
einer starken Gruppe im Politbüro überhörte, 
bis schließlich auch ihm das Risiko zu groß 
wurde. Die Kader waren den intellektuellen 
Anforderungen eines Dialogs auf breiter Front 
nicht gewachsen; die Aussicht auf den Red-
neraustausch löste eine Welle gesamtdeut-
scher Emotionen in beiden Teilen Deutsch-
lands aus, die der Kontrolle der SED zu ent-
gleiten drohte. Herbert Wehner hatte dies 
vorausgesehen. Nachdem sich keine Anfangs-

erfolge für die SED eingestellt hatten und auch 
die sowjetischen Führer bedenklich geworden 
waren, wurde die Operation abgebrochen. Die 
SED trat ihren Juni-Rückzug an.

Uns will scheinen, daß auch die neuen theore-
tischen Analysen über die Bundesrepublik nur 
zu einem geringen Teil richtig sind. Worin liegt 
ihr Hauptmangel?

5. „Was verstellen die Genossen eigentlich 
unter Monopolen?"

Der Terminus „staatsmonopolistischer" Kapi-
talismus enthält zwei Bestandteile: Staat und 
Monopol. Die modernen Theoretiker der SED 
haben sich bemüht, die wirtschaftspolitischen 
Funktionen des Staates in einer reifen Indu-
striegesellschaft herauszufinden und sind dar-



in — im Vergleich zu dem, was Kommunisten 
früher zu sagen wußten — originell. Unorigi-
nell sind sie, wenn sie von den Monopolen 
sprechen. Für sie sind Monopole die größten 
Industrieunternehmen. Sie folgen darin übri-
gens den sowjetischen Autoren aus dem In-
stitut für Weltwirtschaft und internationale 
Beziehungen in Moskau. Wenn diese etwas 
über die größten Monopole der Welt sagen 
wollen, zählen sie auf: General Motors, Stan-
dard Oil, Ford, General Electric usw. Was 
Monopole wirklich sind, darüber fehlt die Aus-
sage. Es findet sich auch keine Auseinander-
setzung mit der Definition des Monopols in 
unserer Volkswirtschaftslehre; diese definiert 
bekanntlich ein Monopol von der Machtposi-
tion auf dem Markt pro Gut. Monopole auf 
dem Markt sind äußerst selten. In den Berei-
chen, in denen die größten Unternehmungen 
angesiedelt sind, herrschen in der Regel Oli-
gopole. Der Wettbewerb unter ihnen pflegt 
recht wirksam zu sein. Die Generaldirektoren 
der großen Autowerke, und nicht nur sie, wis-
sen ein Lied davon zu singen. Jahrzehntelang 
sprechen nun Kommunisten von Monopolen 
und vom Monopolkapitalismus und seit einem 
Jahrzehnt bevorzugt vom „staatsmonopolisti-
schen Kapitalismus". Noch immer erblicken 
sie in Lenins Gelegenheitsschrift von 1917 
über den „Imperialismus als höchstes Stadium 
des Kapitalismus" das klassische Werk über 
den Monopolkapitalismus.

Aber die Zeiten ändern sich. 1967, im 50. Jahr 
des Erscheinens dieser Schrift, fand in Mos-
kau eine Konferenz über ihre Bedeutung für 
die heutige Situation statt. Ein tschechischer 
Dozent fragte: Wie erklärt es sich eigentlich, 
daß es dem Kapitalismus gelingt, sich den Er-
fordernissen der wissenschaftlich-technischen 
Revolution anzupassen? Wie gelingt es ihm 
eigentlich, dem raschen wissenschaftlich-tech-
nischen Fortschritt den Weg zu bahnen? Ein 
anderer Dozent aus Prag fragte: Was verste-
hen denn die Genossen eigentlich unter Mono-
polen und dem Monopolkapitalismus? Er emp-
fiehlt sogleich ein Forschungsprogramm: Man 
solle doch einmal die großen Aktiengesell-
schaften und die Wirtschaftsverbände konkre-
ter analysieren, etwa das Aufeinanderstoßen 
der Interessen innerhalb dieser Gebilde, den 
Widerspruch zwischen Aktionären und Mana-

gern, zwischen Verwaltung und Gewerkschaf-
ten genauer untersuchen. Beschlüsse gingen 
doch aus einem Miteinanderringen von Inter-
essen innerhalb solcher Gebilde hervor; wenn 
man das untersuche, dann werde man nicht nur 
die Monopole, sondern auch den Monopolka-
pitalismus realistischer beurteilen können. Er 
schließt die nicht weniger interessante Frage 
an: Wodurch wird eigentlich der Begriff des 
Eigentums bestimmt? Er antwortet selbst: Wer 
die Produktion kontrolliert und die wichtig-
sten Beschlüsse faßt, der ist der entscheidende 
Mann, nicht der formelle Eigentümer.

Wahrscheinlich ist es nicht zufällig, daß Tsche-
choslowaken solche Fragen stellten; denn die 
CSSR ist unter den sozialistischen Staaten je-
nes Land, in dem bisher die theoretische Aus-
einandersetzung mit den ordnungspolitischen 
Problemen einer modernen Industriegesell-
schaft am intensivsten betrieben und das Mo-
dell einer modernen sozialistischen Industrie-
gesellschaft am ernsthaftesten angestrebt wur-
de. Andere tschechoslowakische Wirtschaftswis-
senschaftler entwickelten 1967 Gedanken über 
Konkurrenz und Monopol im neuen Leitungs-
system der CSSR. Da heißt es u. a.: „In der 
Gegenwart betrachten wir", das heißt die sozia-
listischen Ökonomen, „die ökonomischen Ka-
tegorien des Monopols und der Konkurrenz 
als untrennbaren Bestandteil jeder Warenpro-
duktion, jedes, also auch eines sozialistischen 
Marktmechanismus."

Die klassische politische Ökonomie des Mar-
xismus überliefert seit alters her, daß Kon-
kurrenz eines der typischen Kennzeichen des 
Kapitalismus sei. Jetzt erfahren wir, daß eine 
sozialistische Wirtschaft, die aus den Fesseln 
eines unökonomischen, bürokratischen Admi-
nistrierens herausgelöst und auf die Konsu-
menten, auf Markt und Gewinn orientiert 
wird, zugleich auch den ungekünstelten Wett-
bewerb als Triebkraft des Wirtschaftens ken-
nen und akzeptieren lernt.

Lenin hat verkündet, daß der Kapitalismus 
auf der Stufe des Imperialismus Monopolkapi-
talismus werde. Nunmehr wird bei der Um-
orientierung einer Zentralverwaltungswirt-
schaft auf marktadäquate Prinzipien entdeckt, 
daß es auch in einer sozialistischen Wirtschaft 
Monopole geben kann; wenn in einer Branche



nur ein Betrieb vorhanden ist, besteht die Ge-
fahr, daß er wegen seiner „Einzigkeit" we-
der auf Konsumenten noch auf den Markt 
Rücksicht nimmt.

Prof. Reinhold und seine Mitarbeiter scheinen 
sich mit solchen Gedankengängen nicht zu be-
schäftigen, obgleich sie sich nicht mehr nur 
mit der „Politischen Ökonomie des Kapitalis-
mus", sondern auch mit der „Politischen Öko-
nomie des Sozialismus" befassen; das heißt 
heute: mit den ökonomischen Reformversu-
chen im eigenen Bereich. Prof. Reinhold ist 
nicht zufällig nach dem Selbstmord von Erich 
Apel zu einem Cheftheoretiker des „Neuen 

/Ökonomischen Systems der Planung und Lei-
tung" (NOS) aufgerückt. Seine Position und 
seine Fähigkeiten legitimieren ihn somit zum 
Experten für die Theorie des „Staatsmonopo-
listischen Kapitalismus" wie auch für die Kon-
zeption des „Ökonomischen Systems des So-
zialismus" (OSS).

Eine solche Doppelfunktion könnte einen un-
voreingenommenen Vergleich der Elemente 
der Wirtschaftsordnungen in beiden Teilen 
Deutschlands nahelegen. Das gelingt noch 
nicht. Zwar wird die Notwendigkeit nachge-
wiesen, die sozialistische Ökonomie so umzu-
bauen, daß in ihren Betrieben maximale Ge-
winne zur Steigerung der ökonomischen Effi-
zienz der gesamten Volkswirtschaft erzielt 
werden. Für die Wirtschaft der Bundesrepu-
blik, die schon längst nach diesem Grundsatz 
arbeitet, wird das gleiche Prinzip als „Mono-
polprofit" angeprangert.

In der Bundesrepublik bestehen verschiedene 
Eigentumsformen an den Produktionsmitteln, 
in der DDR herrscht fast ausschließlich Staats-
eigentum. Da nicht nur die dominierende west-
liche Volkswirtschaftslehre, sondern auch so-
zialistische Wirtschaftswissenschaftler der Auf-
fassung sind, daß die Eigentumsformen nicht 
die einzigen konstituierenden Faktoren einer 
Wirtschaftsordnung sind, müßten sich interes-
sante vergleichende Untersuchungen anstel-
len lassen, wenn nunmehr nicht nur die eine, 

sondern auch die andere Ordnung auf den 
Markt, das heißt letztlich auf den Konsumen-
ten orientiert sein soll. Der wissenschaftliche 
Weg zu solchen Strukturvergleichen ist der 
anderen Seite noch immer durch ideologische 
Barrieren blockiert.

Der Beitrag der Theoretiker und Praktiker im 
anderen Teil Deutschlands zur sozialistischen 
Wirtschaftstheorie ist unbestritten. Eine Zeit-
lang kamen aus den sozialistischen Staaten 
Delegationen, um die Modernisierungsbestre-
bungen in der DDR zu studieren. Das ist Ver-
gangenheit. Inzwischen ist die DDR von 
der CSSR überholt worden. Die Ungarn fol-
gen. Beide Länder tendieren, zumindest der 
Konzeption nach, auf einen „Konkurrenzsozia-
lismus", auf eine sozialistische Marktwirt-
schaft mit Staatseigentum an den Produktions-
mitteln.

Die Reformbestrebungen in der ÖSSR haben 
u. a. wohl auch den Sinn, durch Demokratisie-
rung die Hindernisse hinwegzuräumen, welche 
die Dogmatiker der Wirtschaftsreform in den 
Weg legen. Die sowjetische Führung ver-
folgt diese Vorgänge mit wachsamer Sorge. 
Man könnte sich ein echtes Interesse mancher 
sowjetischer Theoretiker und Praktiker an dem 
Fortgang der tschechoslowakischen Reformen 
vorstellen. Die Sowjetführer sind für ein Rie-
senreich verantwortlich, in dem die ökonomi-
sche Programmierung naturgemäß größeren 
Schwierigkeiten begegnet. Wenn sie wirklich 
um der höheren Effizienz willen ökonomische 
Reformen im eigenen Bereich wollen, könnten 
sie — auch noch nach den Ereignissen der 
Augusttage dieses Jahres — daran interes-
siert sein, daß Partei- und Staatsführungen in 
kleineren, leichter überschaubaren Bereichen 
Modellexperimente durchführen. Was jedoch 
einen Erfolg der übergreifenden Regionaltaktik 
gegenüber Westeuropa anbelangt, so läßt sich 
heute schon sagen, daß das gewalttätige so-
wjetische Auftreten in Prag erhebliche Rück-
schläge bringen wird.



V. Die zwei Ebenen der Regionaltaktik für Westeuropa

Die Karlsbader Konferenz, zu der sich die 
Spitzen von 24 regierenden und nicht regie-
renden kommunistischen Parteien aus West-
und Osteuropa vom 24. bis 26. April 1967 zu-
sammenfanden, hat mit wünschenswerter Deut-
lichkeit eine Regionaltaktik für Westeuropa 
proklamiert, die auf zwei Ebenen wirken soll:

1. Auf der staatlichen Ebene wird ein europä-
isches Sicherheitssystem ohne die USA ange-
strebt. Die westlichen Zusammenschlüsse sol-
len sich dabei auflösen, wodurch nach Aus-
schaltung des amerikanischen Gegengewichts 
die Präponderanz in Europa der Sowjetunion 
zufiele. Deshalb hat sich der propagandisti-
sche Hauptstoß in Karlsbad auch gegen den 
sogenannten amerikanischen „Aggressor" und 
seinen „europäischen Juniorpartner", die Bun-
desrepublik Deutschland, gerichtet, die isoliert 
werden soll.

2. Auf gesellschaftlicher Ebene sollen in den 
westeuropäischen Staaten vornehmlich mit 
Hilfe der Taktik des „Dialogs" zwischen Kom-
munisten, Sozialdemokraten, Gewerkschafts-
mitgliedern, progressiven Christen, Friedens-
kämpfern, Intellektuellen, Studenten u. a. 
Volksfronten von einer neuen Qualität ent-
stehen. Ihnen sind folgende Aufgaben zuge-
dacht:

a) Bis 1969, wenn der NATO-Vertrag aus-
läuft, sollen sie eine breite europäische Mas-
senbewegung, eine „große vereinigende Alter-
native" entfalten, welche die Fortsetzung der 
NATO, gleich in welcher Form, verhindert.

b) Die zweite Aufgabe hat Breshnew in Karls-
bad umschrieben, als er das Problem der eu-
ropäischen Sicherheit nicht nur als außenpoli-
tisches, sondern auch als „ein überaus wich-
tiges soziales Problem" bezeichnete, weil „der 
Zeiger des politischen Barometers bei einer 
internationalen Entspannung nach links aus-
schlägt", während „der Kalte Krieg und die 
Atmosphäre militärischer Drohungen . . . die 
Tätigkeit der revolutionären, demokratischen 
Kräfte ernstlich erschweren". Vor allem 
könnte „die Aktionseinheit der Kommunisten 
und Sozialisten eine scharfe Wendung in der 
ganzen politischen Lage Westeuropas sichern".

Die Aktionseinheit der europäischen Arbeiter-
klasse, die volksfrontähnlichen „antimonopo-
listischen Koalitionen" und das sowjetische 
Sicherheitsmodell für Europa — diese drei Ele-
mente sind in der neuen sowjetischen Regio-
naltaktik für Westeuropa zu einer Einheit ver-
bunden.

Die nichtregierenden kommunistischen Par-
teien Frankreichs und Italiens zeigten sich in 
Karlsbad an der Herausarbeitung der quali-
tativ veränderten Volksfrontperspektive be-
sonders interessiert. Andere Interessen diver-
gierten. So machte die Karlsbader Konferenz 
im ganzen einen etwas gequälten Eindruck. 
Dazu haben beigetragen: die chinesischen Sor-
gen der sowjetischen Führer, das verhaltene 
Mißtrauen einiger regierender kommunisti-
scher Parteiführungen gegen eine sowjetische 
Generallinie und die Frustration der SED seit 
dem Sommer 1966. Die SED hat damals bei 
dem Projekt des Redneraustausches nicht das 
überzeugende Beispiel für die neue Taktik des 
Dialogs geliefert, das vielleicht nach Frank-
reich, Italien und Österreich weitergewirkt 
hätte. Deswegen hat der Juni-Rückzug ihr auch 
herbe Kritik von seifen der italienischen und 
der österreichischen Kommunisten eingetra-
gen. Auf die Regierung der Großen Koalition 
und ihre deutlicher profilierte Ostpolitik hat 
die SED reichlich nervös reagiert. Sie hat ihre 
Hilfsbedürftigkeit gegenüber dem von ihr so 
genannten „Bonner Revanchismus" so deut-
lich zur Schau getragen, daß sie damit anderen 
Bruderparteien bereits auf die Nerven fällt. 
Ungeteilte Zustimmung findet die SED nur 
noch seitens der derzeitigen Führung der KP 
Polens; benützt wird sie von der KPdSU als 
Propagandist gegen die Bundesrepublik 
Deutschland, die um ihrer Selbsterhaltung wil-
len auf das Bündnis mit den USA nicht ver-
zichten kann.

Die Differenzierung trat noch stärker auf dem 
Budapester Konsultativtreffen hervor, wobei 
man den Auszug der Rumänen gar nicht 
überzubewerten braucht. Auffallender war 
die beherrschte Haltung, welche die so-
wjetischen Vertreter damals gegenüber dem 
Pluralismus in der kommunistischen Weltbe-



wegung an den Tag legten. Immerhin hat die 
KPdSU die Einberufung einer kommunistischen 
Weltkonferenz durchgesetzt, allerdings, soweit 
sich das heute sagen läßt, mit eingeschränkter 
Tagesordnung. Das Kommunigue nennt als 
wichtigste Aufgaben den Kampf „gegen den 
Imperialismus in der gegenwärtigen Etappe 
und die Aktionseinheit der kommunistischen 
und Arbeiterparteien, aller antiimperialisti-
schen Kräfte". Damals wurde offenbar die Ab-
neigung noch respektiert, die zahlreiche Par-
teien gegen ideologisch verbindliche Grund-
satzdokumente und gegen die Festlegung auf 
eine Generallinie (nach dem Muster von 1957 
und 1960) bekundeten. Die meisten Parteien 
•wollten Konsultation und Koordination, nicht 
jedoch eine Zentralisation.

Das Erreichte könnte der Sowjetunion von 
heute genügen. Sie hat für sich die Maße einer 
Weltmacht antizipiert, in die sie hineinwächst. 
Dies ist ein langwieriger Prozeß. Die sowje-
tische Führung glaubt, daß Erfolge kommu-
nistischer Parteien in den westlichen Staa-
ten und anderen Kontinenten die Weltmacht-
stellung ihres Rivalen schwächen. Erfolge ver-
spricht sich die Sowjetunion auch von nicht-
kommunistischen Regimen, die in der einen 
oder anderen Weise gegen die USA optieren. 
Für eine Weltmacht, welche ihre Präsenz in 
allen Weltgegenden und auf allen Weltmeeren 
spüren lassen will — und dies unter Vermei-
dung der direkten militärischen Konfronta-
tion mit dem noch immer mächtigeren Kontra-
henten —, werden elastische Methoden und 
indirekte Einwirkungen zunehmend wichtiger. 
Das Risiko für eine noch immer totalitär, wenn 
auch nicht mehr stalinistisch verfaßte Macht 
liegt darin, daß die erstrebte Ubiquität der 
Präsenz Rückwirkungen auslöst. Sie werden 
von den beamteten Ideologen als „ideologi-
sche Diversion" und „Versuche zur Aufwei-
chung" seitens des großen Rivalen oder „des 
Kapitalismus" registriert und bekämpft. Hinter 
diesen ideologischen Argumenten wird das 
traditionelle russische Mißtrauen gegen die 
Umwelt wieder deutlich spürbar. Der Einfluß 
westlicher Demokratien besteht, wenn auch 
nicht in der Form der „ideologischen Diver-
sion". Dieser Einfluß der Umwelt auf das sow-
jetische Reich ist jedoch der Preis, den ein 

solches Regime dafür zahlen muß, daß es welt-
weit präsent sein will.

Westliche Beobachter sind einhellig der Mei-
nung, daß auch die derzeitige sowjetische Füh-
rung bei dem Streben nach Erweiterung ihrer 
Einflußsphäre politische Mittel den militärischen 
Mitteln vorzieht. Man darf mit großer Wahr-
scheinlichkeit annehmen, daß sowjetkommu-
nistische Planer Situationen durchdenken, in 
denen Zeit und Umstände es der Sowjetfüh-
rung gestatten könnten, neue machtpolitische 
Daten so zu setzen, daß daraus eine Ausdeh-
nung der Einflußsphäre erfolgt. So wird man 
in der neuen Regionaltaktik für Westeuropa 
die Absicht sehen dürfen, ein Kraftfeld zu prä-
parieren, in dem sich die sowjetische Prä-
senz einmal in eine sowjetische Präponderanz 
verwandelt; sei es, daß die Schaffung einer 
starken strategischen Position im östlichen 
Mittelmeer in Richtung Westen eine Kettenre-
aktion auslöst oder die 6. amerikanische Flotte 
eines Tages aus dem Mittelmeer abzieht (dies 
war auch eine Forderung Breshnews in Karls-
bad) oder sich die innenpolitische Situation in 
Italien oder Frankreich unerwartet grundle-
gend verändert. Als Prämisse ziehen die sowje-
tischen Führer den schleichenden oder raschen 
Abbau der amerikanischen Präsenz in Europa 
ins Kalkül. Für den Raum östlich von Suez ist 
durch den Rückzug Großbritanniens diese Prä-
misse bereits gegeben.

Ziehen wir das Fazit: Die Herausforderung 
durch den industriell noch immer überlegenen 
Westen war eine der Ursachen für die ökono-
mischen Reformdiskussionen und -experi-
mente im Osten, wobei von Natur diejenigen 
Regionen bessere Erfolgschancen haben, die 
über einen gewachsenen Boden industrieller 
Zivilisation verfügen. Diese Möglichkeit auch 
für die DDR voll auszuschöpfen, wird durch 
die heutige SED-Führung blockiert.

Die gegen die westliche Industriegesellschaft 
entwickelten Thesen vom „staatsmonopolisti-
schen Kapitalismus" sind offensiv gemeint, 
sollen apologetisch wirken und fördern doch 
gleichzeitig die Rückkoppelung, daß westliche 
Vorstellungen und Formen im Osten Eingang 
finden. Allein als Theorien sind diese The-
sen für eine offensive Politik unwirksam. Sie 
können nur in Verbindung mit den entwor-



fenen Aktivitäten auf der gesellschaftlichen 
und der staatlich-diplomatischen Ebene viru-
lent werden.

Der Westen wird an seiner Politik der Ent-
spannung gegenüber Osteuropa, er wird an 
der Politik der Friedenssicherung für ganz 
Europa und möglichst darüber hinaus festhal-
ten. Er muß jedoch wissen, welche Gedanken 
und Hintergedanken kommunistische Führer 
haben oder haben können, wenn sie von „Ent-
spannung", „europäischer Sicherheit", „Dia-
log" usw. sprechen. Dabei sollten wir die 
Nuancen in den verschiedenen Ländern durch-
aus sorgsam studieren, die Differenzierungen 
herausfinden und auch in Rechnung stellen.

Es will scheinen, als ob die „Politik der Ent-
spannung" immer mehr zu einem Ringen zwi-
schen einer westlichen und einer kommuni-
stischen Konzeption von Entspannungspolitik 
wird. Wir befinden uns bereits in einer Phase 
des Pokerspiels, nicht nur zwischen den bei-
den großen Kontrahenten.

Die alte Frage der Kommunisten: „Wer — 
wen?“ hat ihre Geltung behalten. Nur könnte 
ihre zeitgemäße Anwendung lauten: Wer ver-
ändert wen? Dies müssen wir beachten, vor 
allem auch im Hinblick auf den Übergang zu 
den siebziger Jahren, der vielleicht gefähr-
lich werden wird.
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